


















































































personalmagazin  10 / 13

42 Organisation_NEWS

So einfach ist es nicht immer.

Könnte es aber sein.
Talente entdecken geht auch wissenschaftlich.

Die richtigen Mitarbeiter in den richtigen Funktionen zu haben – darauf kommt es an. Das wissen Sie ebenso gut wie wir. 
Jedes Jahr werden mehr als 30 Millionen Menschen mit unseren SHL Talent Measurement Solutions eingeschätzt, rekrutiert
und gefördert. Wir kombinieren bewährte Best Practices mit wissenschaftlich fundierten Lösungen zur Talentanalyse. Mit
unserer Hilfe steigern Sie die Produktivität Ihres Unternehmens deutlich, indem Sie die Leistung und das Potenzial von
Mitarbeitern passgenau ermitteln.

Auf SHLisCEB.de erfahren Sie, was Sie bisher verpasst haben.
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Die Personalführung durchchecken

Der Erfolg eines Unternehmens hängt maßgeblich von den Beschäftigten 
ab. Doch durch den drohenden Fachkräftemangel verschärft sich der 
Wettbewerb um gutes Personal. Wie kann es Unternehmen vor diesem 

Hintergrund gelingen, gute Beschäftigte zu finden, zu fördern und langfristig 
zu binden? Strategische und insbesondere mitarbeiterorientierte Personalfüh-
rung sind hierbei der zentrale Schlüssel. Hier setzt der Inqa-Check „Personal-
führung“ an. Er ermöglicht Unternehmen, Unternehmensleitern und ihren 
Führungskräften, die Qualität ihrer Personalführung zu überprüfen, und zeigt 
individuelle Handlungsbedarfe auf. Gleichzeitig gibt der Check Anregungen 
für eine praxisgerechte, motivierende und demografiefeste Personalführung. 
Anhand des Checks können Unternehmen außerdem ihre Attraktivität als 
Arbeitgeber analysieren und ihr Personalmarketing gezielt verbessern. 
Insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen bietet der Check Unter-
stützung. Entwickelt wurde der Inqa-Check „Personalführung“ von der „Of-

fensive Mittelstand – Gut 
für Deutschland“, einem 
Partnernetzwerk der vom 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales ge-
förderten Initiative Neue 
Qualität der Arbeit. Sie 
können auch eine kos
tenlose Kurzversion des 
Checks testen.

Umstritten Nur ein Viertel der Befragten in einer Manpower-Studie findet den eigenen Arbeitgeber familienfreundlich – unflexible Arbeits-
zeiten und zu wenig Homeoffice-Angebote sind die Gründe. Dagegen zeigt eine Studie von Aon Hewitt, dass knapp 70 Prozent der Arbeitgeber 
Familienleistungen bieten.

Verschwiegen Die Kommunikation in deutschen Unternehmen ist einer Studie des IT-Dienstleisters Beck et al. Services unter gut 100 
Fach- und Führungskräften zufolge verbesserungswürdig: 63 Prozent der befragten Arbeitnehmer bemängeln, dass an ihrem Arbeitsplatz eine 
„Kultur der Unwissenheit“ herrsche. Ein Drittel ist sogar der Meinung, dass ihr Arbeitgeber das Teilen von Informationen behindere.

Schwankend Wie stark schwankt unsere Leistung nach Tagesbefinden? Laut einer Studie des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung 
in Berlin gibt es zwar Schwankungen, doch diese sind nur punktuell. Im Generationenvergleich zeigt sich allerdings: Ältere zeigen konstante-
re Leistungen – und machen laut weiterer Untersuchungen auch weniger schwere Fehler.

Nachgeforscht

Zwei neue Studien legen nahe, dass die 
Arbeitnehmer hierzulande verstärkt nach 
neuen Jobs suchen. 35 Prozent spielen laut 
der Untersuchung „Talents and Trends“ mit 
dem Gedanken, den jetzigen Arbeitgeber 
zu verlassen. Die Karriereberatung von 
Rundstedt hat dafür 1.000 Männer und 
Frauen befragt. Ein makroökonomisches 
Modell der Hay Group kommt indes für 
Deutschland auf eine deutlich geringere 
zu erwartende Fluktuationsrate von 14 
Prozent – bei allerdings steigendem Trend. 
Die Hay Group empfiehlt Gegenmaßnah-
men auf Unternehmensebene. Interes-
sant ist da eine Langfristbetrachtung zur 
Arbeitskräftefluktuation in Europa des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung in Nürnberg (IAB-Kurzbericht 
19/2010): Danach war die Fluktuations-
rate – für die es etliche variierende Defini-
tionen gebe – in Deutschland und etlichen 
anderen EU-Ländern über knapp 30 Jah-
re weitgehend konstant. In Deutschland 
schwankte der Wert von 1992 bis 2008 
stets um die 30-Prozent-Marke. Ein klarer 
Trend fehlt, ebenso drastische Ausschläge. 

Konstanz beim Wechseln

News des Monats
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Der Check steht unter
www.inqa-check-personal-
fuehrung.de bereit.



43Organisation_softwaremarkt

So einfach ist es nicht immer.

Könnte es aber sein.
Talente entdecken geht auch wissenschaftlich.

Die richtigen Mitarbeiter in den richtigen Funktionen zu haben – darauf kommt es an. Das wissen Sie ebenso gut wie wir. 
Jedes Jahr werden mehr als 30 Millionen Menschen mit unseren SHL Talent Measurement Solutions eingeschätzt, rekrutiert
und gefördert. Wir kombinieren bewährte Best Practices mit wissenschaftlich fundierten Lösungen zur Talentanalyse. Mit
unserer Hilfe steigern Sie die Produktivität Ihres Unternehmens deutlich, indem Sie die Leistung und das Potenzial von
Mitarbeitern passgenau ermitteln.

Auf SHLisCEB.de erfahren Sie, was Sie bisher verpasst haben.

Platzierung_CEB_PM_10.indd   1 11.09.2013   11:31:10

Mehr mobiler Datenschutz

 Mobile Datenträger wie Notebooks oder Tablet-PCs sind 
gerade während Geschäftsreisen einem hohen Risiko 
im Hinblick auf Datenspionage, -verlust oder -diebstahl 
ausgesetzt. Trotzdem transportieren, so eine Schätzung 

der Digitrade GmbH, immer noch 60 Prozent der Geschäftsreisenden 
ihre Daten auf unverschlüsselten Datenträgern. Um zu vermeiden, 
dass unternehmenskritische oder personenbezogene Daten in falsche 
Hände gelangen, hat Digitrade eine mobile Hochsicherheitsfestplatte 
für besonders hohe Anforderungen an die Datensicherheit entwickelt. 
Der mobile Datentresor verschlüsselt die auf ihm abgelegten Daten 
hardwarebasiert, berechnungssicher und in Echtzeit nach AES mit 
einer Schlüssellänge von 256-Bit im CBC-Modus. Die Zugriffskontrolle 
auf die Daten wird dabei durch eine Zwei-Faktor-Authentifizierung via 
Smartcard und achtstelliger PIN gewährleistet. � www.digitrade.de

Flexible Seminare

 Integrata bietet der Kundschaft an, den 
Termin für ein gewünschtes Seminar 
selbst zu bestimmen. Über eine Wei-
terleitung auf Doodle kann jeder Teil-

nehmer im offenen Seminarbereich von 
Integrata einen Termin für das favorisierte 
Training vorschlagen. Bei Akzeptanz von 
weiteren Teilnehmern wird der Wunschter-
min realisiert. Vorläufig steht diese neue 
Funktion bei ausgewählten Seminaren aus 
dem Bereich der Informationstechnologie 
zur Verfügung, sie soll im Laufe der kom-
menden Monate sukzessive ausgeweitet 
werden. � www.integrata.de 
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Das Thema Entgeltungleichheit 
zwischen Frauen und Männern 
gewinnt zunehmend an Bedeu-
tung. Auf internationaler Ebene 

hat eine intensive Diskussion über Strate-
gien und Maßnahmen zur Verringerung 
des Entgeltabstands zwischen Frauen 
und Männern (Gender Pay Gap) einge-
setzt. Mit Blick auf die unterschiedlichen 
Erwerbsbiografien von Frauen und Män-
nern wird auch in Deutschalnd vor dem 
Hintergrund des Fachkräftemangels an-
gestrebt, faire Einkommensperspektiven 
für Frauen und Männer im Lebensverlauf 
zu schaffen und die Erwerbstätigkeit von 
Frauen sowohl quantitativ als auch qua-
litativ über die ganze Erwerbsbiografie 
hinweg zu stärken.

Seit dem Jahr 2006 wird die durch-
schnittliche Entgeltlücke durch das Sta-
tistische Bundesamt veröffentlicht. Für 
das Jahr 2012 bestand ein Entgeltunter-
schied (unbereinigte Entgeltlücke aus 
Mittelwert der Gehälter Frauen versus 
Männer in Total-Cash) von 22 Prozent. 
Nach Berücksichtigung verschiedener 
stellenanforderungs- sowie persönlicher 
Faktoren (Alter, Ausbildung, Erwerbser-
fahrung et cetera) verbleibt ein bereinig
ter Gender Pay Gap von sieben Prozent. 
Damit hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
praktisch keine Veränderung ergeben.

Im Zentrum der Diskussion stehen ins-
besondere die drei folgenden Ursachen:
• Quotendiskussion: Frauen fehlen in 
bestimmten Berufen und Branchen und 
sind auf höheren Stufen der Karrierelei-
ter selten vertreten.

Von Friedrich Fratschner�

Ursachen für die Entgeltlücke
ANALYSE. Eine genaue Betrachtung von Gehaltsstrukturen zeigt Gründe für Lohn- 
ungleichheit auf und liefert Ansatzpunkte für eine geschlechtsneutrale Vergütung.

Eine Vergütungsanalyse mit Logib-D schafft einen verlässlichen, datenbasierten Rah-
men, um das HR-Management geschlechtsneutral auszurichten.

Die eingetragene Marke Logib-D steht für „Lohngleichheit im Betrieb – Deutschland“. 
Logib-D wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
bereitgestellt und in Zusammenarbeit mit Baumgartner & Partner Management Consul-
tants (Konzept und Beratung), der IW Consult GmbH (Koordination) und dem IW Institut 
der deutschen Wirtschaft (wissenschaftliche Unterstützung) umgesetzt. Logib-D hilft 
Unternehmen dabei, betriebliche Lösungen für eine faire Entlohnung zu entwickeln. 
Personalverantwortliche können online die Entgeltstrukturen ihres Unternehmens unter 
Geschlechtergesichtspunkten analysieren. Bei der quantitativen Ermittlung der poten-
ziellen Entgeltungleichheit werden die wichtigsten entlohnungsrelevanten Unterschie-
de berücksichtigt. Mithilfe der zugrunde liegenden statistischen Regressionsanalyse 
können die wesentlichen Faktoren (zum Beispiel Ausbildungsabschlüsse, Stellenwert, 
Führungsebene, Betriebszugehörigkeit, Berufserfahrung) eindeutig erfasst und eine 
um diese Faktoren „bereinigte Entgeltdifferenz“ berechnet werden. Diese „bereinigte 
Entgeltlücke“ erklärt (nachdem alle Einflussfaktoren analysiert wurden) gegenüber der 
nur auf Mittelwertvergleichen basierenden unbereinigten Entgeltlücke den sogenannten 
„unerklärten Rest“ der Entgeltdifferenz aufgrund von Geschlecht. Logib-D schafft so eine 
Basis, mit der die Themen „Entgeltlücke“ und „Personalentwicklung Frauen“ in weitere 
Maßnahmen wie Führung und Karriere in Teilzeit, Demografie, Familienfreundlichkeit, 
Lebensphasenansatz, Fachkräftebedarf und Diversity eingebunden werden können.

Was ist Logib-D?

PraxisbeispielHintergrund
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• Wiedereinstieg als kritischer Karri-
erepunkt: Frauen unterbrechen oder re-
duzieren ihre Erwerbstätigkeit familien-
bedingt häufiger und länger als Männer.
• Rollenverhalten von Frauen: Individu-
elle und kollektive Lohnverhandlungen 
haben die traditionell schlechtere Be-
wertung typischer Frauenberufe nicht 
nachhaltig überwinden können.

Diese Ursachen bilden die zentralen 
Ansatzpunkte für eine Strategie zur 
Überwindung der Entgeltungleichheit.

Erste Ergebnisse aus über 130 durch-
geführten Logib-D-Beratungen

In diesem Kontext bietet die Entgelt-
analyse nach „Logib-D“ (siehe Kasten) 
jedem Unternehmen eine präzise Detail-
analyse zur Entgeltlücke inklusive einer 
umfassenden Vergütungsstrukturanaly-
se über das Gesamtunternehmen. Bisher 
haben 130 Unternehmen eine solche 
Logib-D-Analyse durchführen lassen. 
Folgende Erkenntnisse können daraus 
abgeleitet werden: Die unbereinigte Ent-
geltlücke liegt in den Unternehmen bei 
circa 20 Prozent (Mittelwert) und damit 
sehr nahe an den Werten des Statisti-
schen Bundesamts. Nur öffentliche Un-
ternehmen haben eine niedrigere „un-
bereinigte Entgeltlücke“. Dies ist in der 
gegenüber vielen Industrieunternehmen 
überwiegend geringen Größe der Behör-

den begründet und andererseits in dem 
hohen Anteil von Frauen in Führungs-
stellen in Teilzeit. Final lässt sich fest-
stellen, dass die unbereinigte Entgeltlü-
cke eine konkrete Aussage liefert über 
die Anzahl der Führungskräfteebenen, 
die überwiegend mit Männern besetzt 
sind. Ist dieser Anteil hoch, steigt die 
mittelwertbasierte unbereinigte Entgelt-
lücke an, ist diese gering, sinkt der Wert.

Gegenüber der unbereinigten Entgelt-
lücke sinkt die „bereinigte Entgeltlücke“ 
in den meisten Fällen auf Werte von vier 
bis fünf Prozent. Dieser Wert ist über alle 
Unternehmen hinweg sehr stabil und ist 
damit Ausdruck des gesellschaftlichen 
Umfelds oder typischer Handlungsmus
ter im HR-Umfeld.

Unterschiede nach Unternehmens-
größen und Branchen

Die Unterschiede nach Branchen sind 
nicht wesentlich, auch wenn sich fest-
stellen lässt, dass die Entgeltlücke in 
niedrig vergütenden Branchen wie dem 
Einzelhandel mit 28 Prozent höher ist 
als in relativ hoch vergütenden Bran-
chen wie Banken, Versicherungen, Che-
mie. Eine besonders niedrige Entgeltlü-
cke entsteht in eher hoch vergütenden 
Branchen wie der IT-Industrie mit 11,25 
Prozent. Nach Unternehmensgrößen 
sind kleinere Unternehmen im Vorteil, 

da diese über wenige Hierarchieebenen 
verfügen. So liegt die Entgeltlücke berei-
nigt um die Unternehmensgröße in Un-
ternehmen bis 500 Mitarbeitern bei 17,5 
Prozent gegenüber mehr als 20 Prozent 
in größeren Unternehmen.

Unterschiede nach Anforderungs-
niveau und Führungsverantwortung

Frauen sind zu rund 70 Prozent auf 
„einfacheren“ (Sachbearbeitungs-)Stel-
len oder Stellen mit fachspezifischer be-
ruflicher Ausbildung tätig (auch wenn 
individuell oft eine höhere Ausbildung 
vorliegt). Über alle der Logib-D-Analyse 
zugrunde liegenden sechs Anforde-
rungsstufen (Stufen eins bis sechs ) fällt 
der Anteil von Frauen von 80 Prozent 
(einfachste (Hilfs-)Stellen) auf 20 Pro-
zent (hochwertigste Managementstellen) 
ab. Gleichzeitig steigt die Entgeltlücke 
für Frauen von fünf Prozent (einfache 
Stellen) auf elf Prozent (anspruchsvolle 
Stellen). Der Wert für das „durchschnitt-
liche Anforderungsniveau“ fällt auf der 
Sechser-Skala von 3,5 (Männer) auf 2,9 
für Frauen ab.

In allen Unternehmen lässt sich erken-
nen, dass Frauen überwiegend auf Fach-
funktionen (ohne Führung) tätig sind. 
Dies gilt für über 78 Prozent der Frauen. 
Während der Anteil von Frauen auf Fach-
vorgesetztenfunktionen und kleinen 

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe 
unter 20 Jahren

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe  
20 bis 29 Jahre

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe  
30 bis 39 Jahre

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe  
40 bis 49 Jahre

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe  
50 bis 59 Jahre

Durchschnittliche  
Entgeltlücke der Frauen 

in der Altersgruppe  
über 60 Jahren

-1,58 % -3,23 % -10,42 % -21,35 % -23,45 % -26,98 %

Entgeltlücke nach Alter und Ausbildungsgrad

Quelle: Baumgartner & Partner

Insbesondere hoch qualifizierte Frauen verlieren schnell den 
Anschluss an die Karrierewege der Männer. Bedingt ist dies durch 

Erwerbsunterbrechungen durch Elternzeit sowie den hohen Anteil 
von Frauen mit Wiedereinstieg in Teilzeit.

Entgeltlücke nach  
Ausbildung

Entgeltlücke nach  
Zusatzausbildung

Entgeltlücke nach FH-/ 
Bachelor-Abschluss

Entgeltlücke nach Uni-/ 
Master-Abschluss

-12,7 % -9,5 % -10,9 % -16,8 %

Zum Zeitpunkt des Berufseinstiegs ist fast keine Entgeltlücke zwi-
schen Frauen und Männern vorhanden – unabhängig vom letzten 

Abschluss. Im Laufe des Erwerbslebens steigt die Lücke aber sprung-
haft an, besonders in der Altersgruppe zwischen 30 und 50 Jahren.
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Führungsfunktionen mit wenigen Mit-
arbeitern noch relativ groß ist, reduziert 
sich der Anteil von Frauen auf den weite-
ren Führungskräftestellen auf zehn Pro-
zent. Dies führt dazu, dass der Wert der 
sogenannten Führungsverantwortung 
(Stufe eins (ohne Führung) bis sechs 
(maximale Führungsverantwortung)) 
sich bei Frauen bei durchschnittlich 
1,2 gegenüber 1,5 bei Männern bewegt. 

Unterschiede auf Basis von 
Ausbildung und Altersstufen

Direkt nach dem Berufseinstieg von jun-
gen Frauen und Männern zeigt sich in 
den meisten Unternehmen keine oder 
eine nur sehr geringe Entgeltlücke. Dies 
ist fast unabhängig vom letzten Ab-
schluss (Berufsabschluss, Zusatzqualifi-
kation, Bachelor oder Master).

So liegt die Entgeltlücke in der Alters-
gruppe der 20- bis 29-Jährigen bei le-
diglich 3,23 Prozent. Aber bereits in der 
Altersgruppe 30 bis 39 Jahre liegt die Ent-
geltlücke bei 10,42 Prozent, um dann in 
der Altersgruppe 40 bis 49 Jahre sprung-
haft auf 21 Prozent anzusteigen. Ab dieser 
Gruppe bewegt sich die Entgeltlücke dann 
zwischen 21 Prozent und fast 27 Prozent 
(Über-60-Jährige). Dieser rapide Anstieg  
liegt in der Zeitt, in der Männer typischer-
weise Karriere umsetzen können. 

Gleichzeitig lässt sich erkennen, dass 
die Entgeltlücke bei Frauen mit Masterab-
schluss mit einem Wert von 16,8 Prozent 
über alle Altersgruppen sehr hoch ist, 
wohingegen die Werte in den darunterlie-
genden Ausbildungsstufen sich um den 
Wert zehn Prozent (Berufsausbildung 
12,7 Prozent) bewegen. Insbesondere 
hoch qualifizierte Frauen verlieren also 
sehr schnell den Anschluss an die Kar-
rierewege der Männer. Bedingt ist dies 
in der Erwerbsunterbrechung, den unge-
nügenden Angeboten der Unternehmen, 
während dieser Zeit das Know-how der 
Frauen aktuell zu halten, sowie dem 
hohen Anteil von Frauen mit Wieder-
einstieg (oder genereller Tätigkeit) in 
Teilzeit (38 Prozent der Frauen versus 
sieben Prozent der Männer), was leider 

immer noch in vielen Fällen einer Fort-
setzung der Karriere widerspricht.

Für gut ausgebildete Frauen mit Ba-
chelor/Master gibt es sogar oft eine 
regelrechte „Negativkarriere“ (von der 
Spezialistin zur Sachbearbeiterin oder 
Call-Center-Mitarbeiterin). Alarmierend 
ist dabei vor allem das ungenutzte Wis-
sens- und Erfahrungspotenzial vieler gut 
ausgebildeter Frauen.

Entgeltlücke im tariflichen wie außer-
tariflichen Bereich und bei Leitenden

Im Tarifbereich weisen 90 Prozent aller 
Unternehmen eine (wenn auch nur ge-
ringe) Entgeltlücke aus. Diese ist natür-
lich nicht begründet in den Eingruppie-
rungsmerkmalen der Tarife, sondern in 
den schlechteren (Fach- und Führungs-)

Karriereentwicklungen von Frauen 
auch im Tarifbereich. Das zeigt sich in 
dem oft schnelleren Durchschreiten 
von Tarifstufen/-gruppen durch Männer 
oder dem konsequenten Zuverdienst 
der Männer durch Mehrarbeit und Boni 
(auch ohne Hierarchieeffekt sind die 
Männer stets die Hauptbezieher variab-
ler Einkünfte). 

Auch zeigt sich, dass insbesonde-
re Organisationsbereiche mit hohem 
Männeranteil (Vertrieb) an Zusatzver-
gütungen partizipieren, in von Frauen 
geprägten Sachbearbeitungsbereichen 
dies aber nicht so ist. Damit ergibt 
sich nicht nur eine Schieflage aus Ver-
gütungssicht, sondern auch vor dem 
Hintergrund des bestehenden Perfor-
mance-Managements (Leistung soll 
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Das Thema Entgeltlücke darf nicht isoliert betrachtet werden. Schritte dagegen müs-
sen strategisch eingebunden werden in ein Bündel weiterer Maßnahmen zu Familien-
freundlichkeit und Chancengleichheit. Dafür bieten sich folgende Ansatzpunkte an:

• Reporting: Ohne Reporting keine Betroffenheit und damit keine Maßnahmen. Logib-D 
bietet dazu einen ersten konsequenten Ansatz, der sich im betrieblichen HR-Controlling 
fortsetzen muss.

• Konsequente Maßnahmen zur Betreuung von Frauen in der Erwerbsunterbrechung, 
verbesserte Maßnahmen zur potenzialorientierten Wiedereingliederung, keine be-
triebliche Akzeptanz für Negativkarrieren gut ausgebildeter Frauen in Unternehmen 
(siehe hierzu auch das vom Bundesfamilienministerium geförderte Aktionsprogramm 
„Perspektive Wiedereinstieg“). 

• Abkehr vom „Vollzeitansatz“ und konsequenter Ausbau von Führung und Projektarbeit 
(von insbesondere qualifizierten Frauen) in Teilzeit. Teilzeit ist nach wie vor der „Karrie-
rekiller“ Nummer eins für Frauen. Gerade letztgenannter Aspekt ist für viele mittelstän-
dische Unternehmen aber auch eine große Chance, hochwertiges Know-how in Teilzeit 
in die Unternehmen zu transferieren. Insbesondere dann, wenn diese Unternehmen für 
diese Fachkompetenzen keine Vollzeitstellen vorhalten können (oder wollen).

• Demografie: Wir leben in einer alternden Gesellschaft mit einer dauerhaften Dyna-
misierung der Bezüge und hohen (Lohn-)Kosten der alternden Belegschaft. In diesem 
Kontext benötigen wir Flexibilität auf beiden Seiten der Altersachse. Dabei geht es zum 
einen um ältere Mitarbeiter, die flexibler als heute und auch über die Altersgrenzen 
hinweg zur Verfügung stehen, aber daneben auch um die aktive Nutzung von altersge-
mischten und/oder geschlechtsgemischten Teams bei gleichzeitiger „Work-Life-Balance“ 
für beide Zielgruppen. Nur auf diesem Wege lässt sich – auch zum Nutzen der Unterneh-
men (durchschnittlich niedrigere Personalkosten) – eine zielgerichtete Personalmisch
kostenkalkulation insbesondere in den administrativen Bereichen aufbauen.

Maßnahmen gegen die Lohnlücke

PraxisbeispielHANDLUNGSFELDER
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sich - geschlechtsneutral - lohnen).Im 
außertariflichen Bereich steigt die Ent-
geltlücke gegenüber dem Tarifbereich 
deutlich an. Bei Leitenden ist eine Ent-
geltlücke aufgrund fehlender Frauen 
überwiegend gar nicht ermittelbar. 

Weitere Gründe für die Entgeltlücke

Frauen und Männer zeigen ein unter-
schiedliches Verhalten im Hinblick auf 
die Wahrnehmung von Karriere und 
„Mut zum Risiko“. Männer treten ver
stärkt als Karriere- und damit Entgelt-

maximierer auf (siehe oben), Frauen 
hingegen zeigen sich meist mehr an 
den Inhalten und Werten der Arbeit 
ausgerichtet (Beispiel Pflegeberufe). Da-
neben gibt es für akademische Frauen 
unter dem Gesichtspunkt der Work-
Life-Balance schlicht nicht genügend 
ausbildungsadäquate Jobs in Teilzeit. 
Dies sollte alle HR-Verantwortlichen an-
regen, sich Gedanken über die immer 
noch vorherrschende Vollzeitorientie-
rung zu machen.

Auffallend war zudem, dass fast kein 
teilnehmendes Unternehmen die für die 
Grundgehaltsentwicklung oder Bonusver-
teilung relevante Beurteilungsverteilung 
nach Männern und Frauen analysiert. Es 
ließ sich in vielen Workshops und den 
folgenden Diskussionen feststellen, dass 
diese Verteilung oft zulasten von Frauen 
verläuft, was sich direkt oder indirekt 
auch in der Vergütungsentwicklung 
(Grundbezügedynamik und Bonusent-
wicklung) niederschlägt.

Nicht nachgewiesen werden konnte 
in den Diskussionen mit den HR-Ver-
antwortlichen die Annahme, dass diese 

Schlechterstellung von Frauen bereits in 
den Feedback-Kriterien begründet ist.

Nutzen für die Praxis

Eine Vergütungsanalyse mit Logib-D 
zeigt konkrete Handlungsfelder (sie-
he Kasten) sowie kurz-, mittel- und 
langfristige Ansatzpunkte für ein ge-
schlechtsneutrales HR-Management in 
der eigenen betrieblichen Praxis auf. In 
regelmäßigen Abständen finden zudem 
im Bundesfamilienministerium Erfah-
rungszirkel mit Logib-D-Teilnehmern 
statt. Viele Unternehmen nutzen inzwi-
schen auch das Label „Logib-D-geprüft“, 
um sich einen Imagegewinn zu verschaf-
fen und sich mit Blick auf den demogra-
fischen Wandel und den Fachkräfteman-
gel besser aufzustellen. �

Dr. Friedrich A. 
Fratschner ist Partner 
und Geschäftsführer von 
Baumgartner & Partner 

Management Consultants GmbH sowie 
Projektverantwortlicher für Logib-D.

Männer treten verstärkt 
als Karriere- und damit 
Entgeltmaximierer auf, 
während Frauen sich 
meist mehr an Inhalten 
und Werten ihrer Arbeit 
ausgerichtet zeigen.
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Trotz Facebook und Twitter: Die 
gute alte E-Mail ist immer noch 
mit Abstand die wichtigste Inter-
netanwendung in den Unterneh-

men. Gerade in der Personalarbeit sind 
viele sensible Daten darin enthalten.

Angesichts dieser Fülle von elektro-
nischer Kommunikation ist der Faktor Si-
cherheit von hoher Brisanz. Dennoch ist 
es in den meisten Unternehmen nach wie 
vor üblich, auch vertrauliche Informatio-
nen im Klartext zu verschicken. „Das ent-
spricht im postalischen Schriftverkehr 
dem Versand eines vertraulichen Briefs 
ohne Umschlag“, so Markus Schaffrin, 
Geschäftsbereichsleiter Mitglieder Ser-
vices im Eco, dem Verband der deutschen 

Von Hans-Dieter Radecke�

Nicht ohne meinen Schlüssel
Hintergrund. Verschlüsselung sichert die Vertraulichkeit von E-Mails. Doch wie 
funktioniert das digitale Schloss in der Praxis? Die Möglichkeiten im Überblick.

Internetwirtschaft e.V. „Angesichts der 
wachsenden Bedrohung durch Internet-
kriminalität sollte diese unangebrachte 
Art von Freizügigkeit die Unternehmen 
nachdenklich machen.“

Wie aber lässt sich die Vertraulichkeit 
des Mail-Verkehrs garantieren? „Die ein-
zige Möglichkeit liegt in einer sogenann-
ten ‚End to End‘-Verschlüsselung der 
Mails, also einer ununterbrochenen Ver-
schlüsselungskette zwischen Sender und 
Empfänger“, erklärt Markus Schaffrin. 
Mathematische Algorithmen wandeln da-
bei nach bestimmten Gesetzmäßigkeiten 
den Klartext in ein unverständliches Zei-
chenwirrwarr um, das nur in Klartext 
zurückverwandelt werden kann, wenn 
Sender und Empfänger über die passende 
Schlüsselinformation verfügen.

Beim Einstieg in die systematische E-
Mail-Verschlüsselung stehen den Unter-
nehmen mehrere Wege zur Verfügung, 
die zunächst eine strategische Entschei-
dung nötig machen, wie Udo Schneider 
vom IT-Sicherheitsspezialisten Trend 
Micro ausführt: „Die Unternehmens-
verantwortlichen müssen klären, ob die 
Verschlüsselung nur von einigen Mit-
arbeitern vorgenommen werden soll, 
die häufig vertrauliche Informationen 
per Mail verschicken oder empfangen. 
Alternativ kann das Unternehmen die 
Möglichkeit zur Mail-Verschlüsselung 
zentral über die IT-Abteilung zur Verfü-
gung stellen.“

Von Rechner zu Rechner

Im ersten Fall handelt es sich um eine 
Client-basierte Verschlüsselung: Der 
Mitarbeiter verschlüsselt seine Mail 
mittels seines E-Mail-Clients am Ar-
beitsgerät und sendet sie zum Empfän-
ger, der sie mit seinem Client entschlüs-
selt. Die verbreitetste Option dafür ist 
die Nutzung einer „Public Key“-Infra-
struktur (PKI). Sie stellt ein System von 
Zertifikaten zur Verfügung, bei dem 
eine Zertifizierungsstelle die Echtheit 
und Verlässlichkeit der hinterlegten 
Verschlüsselungsinformationen prüft.

Als PKI-Standards dienen in aller Re-
gel zwei Varianten: S/MIME („Secure/
Multipurpose Internet Mail Extensions“) 
und PGP („Pretty Good Privacy“) oder 
dessen „Open Source“-Äquivalent GPG. 
S/MIME gilt als modernstes System und 
ist in den meisten E-Mail-Programmen 
wie Outlook, Thunderbird und anderen 
bereits als Standard integriert. PGP und 

Wer vertrauliche E-Mails tippt, 
sollte sie auch verschlüsseln.
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GPG erfordern ein extra Verschlüsse-
lungsprogramm, etwa die kostenlosen 
Zusätze „Enigmail“. Unter Windows las-
sen sich E-Mails mit der freien Software 
„GPG 4 Win“ nach den beiden PKI-Vari-
anten verschlüsseln.

Verteilte Schlüssel

Wer Mails nach dem PKI-Verfahren ver-
schlüsseln will, benötigt einen eigenen 
privaten Schlüssel („Private Key“), den 
nur er selbst kennt, sowie einen öffent-
lichen Schlüssel („Public Key“), den er 
mit seinen Mailpartnern, also den po-
tenziellen Mailempfängern, teilt. Eine 
oft zitierte Analogie für den Ablauf: Der 
Absender verschlüsselt seine Nachricht 
mit dem öffentlichen Schlüssel des Emp-
fängers und verschickt die so entstande-
ne unleserliche Zeichenfolge per Mail. 
In dieses Schloss passt nun nur der pri-
vate Schlüssel des Empfängers, der die 
Nachricht so wieder lesbar macht.

Wer S/MIME nutzen will, benötigt im 
Gegensatz zum PGP-Verfahren neben 
dem Schlüsselpaar auch noch ein Zerti-
fikat zur Bestätigung der Echtheit des öf-
fentlichen Schlüssels, das am besten von 
einer Zertifizierungsstelle erworben wer-
den sollte. Dabei gibt es kostenlose sowie 
kostenpflichtige Zertifikatsangebote, die 
unterschiedlich rigorose Überprüfungen 
beinhalten – von der Verifikation der E-
Mail-Adresse bis hin zu persönlicher 
Überprüfung der Originaldokumente. 
Die S/MIME-kompatiblen E-Mail-Clients 
verifizieren selbsttätig das Zertifikat und 
ermöglichen dann die Verschlüsselung. 

Bei PGP können alle Schlüssel mit frei-
er Software selbst erzeugt werden und ein 
Signaturelement, das von einem Mitglied 
eines Netzwerks von Vertrauenspersonen 
– einem sogenannten „Web of Trust“ – 
stammt, ersetzt das öffentliche Zertifikat. 

Ein Nachteil dieser Methoden ist, dass 
sie nur funktionieren, wenn auch der 
Empfänger ein Zertifikat besitzt oder 
einem „Web of Trust“ angehört. Dies 
ist nicht trivial, denn derzeit nutzt nur 
eine verschwindende Minderheit der 
Unternehmen und Privatpersonen ein 

Zertifikat, wie Trend-Micro-Experte Udo 
Schneider erklärt.

Von Server zu Server

Die genannten Verschlüsselungsprozes-
se laufen auf den Rechnern der beteilig-
ten Personen ab. Dies hat für die Unter-
nehmen den gravierenden Nachteil, dass 
ein Mitarbeiter kündigen und seinen 
privaten Schlüssel mitnehmen könnte. 
Dann sind seine Mails verloren. Als Aus-
weg empfiehlt sich die unternehmens-
weite zentrale Verschlüsselung über die 
IT-Abteilung. Die Administratoren legen 
dazu eine Liste von Zertifikaten für die 
E-Mail-Adressen autorisierter Mitar-
beiter an. Die Mails werden dann zwi-
schen den Servern der beteiligten Un-
ternehmen verschlüsselt ausgetauscht. 
Alternativ kann eine Passwort-basierte 
Verschlüsselung genutzt werden: Mails 
werden vom Empfänger-Server über ein 
Passwort des Empfängers verschlüsselt 
gesendet und von ihm mit dem Passwort 
wieder entschlüsselt.

De-Mail und E-Postbrief

Seit Kurzem gibt es in Deutschland zwei 
eigenständige Verfahren zum verschlüs-
selten Austausch von digitaler Post: 

De-Mail und E-Postbrief. Bei De-Mail 
handelt es sich um ein eigenständiges, 
von üblichen Mails komplett getrenntes 
Mail-System. Dabei legt der Kunde ein 
Konto an, wobei er sich ausweisen muss 
(bei Unternehmen durch einen Auszug 
aus dem Handelsregister). Die De-Mail 
wird zwar beim Versand verschlüsselt 
und trifft auch verschlüsselt beim  Emp-
fänger ein. Eine echte „End to End“-
Verschlüsselung ist damit aber nicht 
gegeben, denn auf dem Versandweg wird 
die Nachricht nach gesetzlicher Vor-
schrift entschlüsselt, um Schaddateien 
aufzuspüren. Zudem ist De-Mail kosten-
pflichtig mit bis zu einem Euro für eine 
rechtssichere Versendung. Da der Mail-
Austausch auch nur zwischen De-Mail-
Kunden funktioniert, ist die Attraktivität 
des Systems bisher gering.

Das gilt auch für das Konkurrenzmo-
dell, den E-Postbrief der Deutschen Post, 
das preislich noch etwas höher liegt bei 
etwa 1,60 Euro. Teilnehmer können sich 
hierfür online registrieren und per Post- 
Ident-Verfahren identifizieren.�

Verschlüsselungs
strategien

Client-basiert 
Ver- und Entschlüsselung erfolgen am Arbeitsrechner über den E-Mail-Client.

Server-basiert
Ver- und Entschlüsselung erfolgen auf den Servern der IT-Abteilung.

Verschlüsselungs
infrastrukturen

PKI („Public Key“-Infrastruktur)
Zertifizierungsstelle oder Netz von Vertrauenspersonen sichert Echtheit; Basis: 
geheimer privater/bekannter öffentlicher Schlüssel (Client-/Server-basiert).

Passwort-Verschlüsselung 
Mail wird mit Empfängerpasswort verschlüsselt (Server-basiert).

PKI-Standards S/MIME
Geheimer und öffentlicher Schlüssel; Zertifizierungsstelle sichert Echtheit; in 
vielen E-Mail-Programmen schon integriert.

PGP oder GPG
Geheimer und öffentlicher Schlüssel; Vertrauenspersonen („Web of Trust“) 
sichern Echtheit. Schlüssel werden mit Zusatzprogrammen erzeugt.

Alternativen zur 
E-Mail

De-Mail
Separates Mail-System mit unterbrochener Verschlüsselung; kostenpflichtig.

E-Postbrief
Separates Mail-System mit „End to End“-Verschlüsselung; kostenpflichtig.

wege zur E-Mail-verschlüsselung

Für die Verschlüsselung von vertraulichen E-Mails gibt es verschiedene Alternativen, die 
Unternehmen gegeneinander abwägen sollten.

Dr. Hans-Dieter Radecke ist freier 
Journalist in Tiefenbach bei Landshut.
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Sprengstoff-Funde an Flughäfen 
und Bahnhöfen führten zu einer 
Verschärfung der Sicherheitsbe-
dingungen für Luftfrachtsendun-

gen. Neue EU-Verordnungen sehen vor, 
solche Sendungen durch zuverlässiges 
und geschultes Personal sowie mithilfe 
von sendungsbezogenen Sicherheits-
erklärungen zu schützen. Denn nur als 
sicher eingestufte Waren dürfen in Pas-
sagiermaschinen verladen werden.

Hierzulande setzt das Luftfahrt-Bun-
desamt (LBA) auf das Verfahren „Be-
kannter Versender“. Am 29. April endete 
die alte Regelung, nach der Firmen nach 
einer abgegebenen Sicherheitserklärung 
bereits als bekannte Versender qualifi-
ziert sind. Nun bedarf es einer neuen 
Validierung, die unter anderem die Be-
stimmung eines Sicherheitsbeauftragten 
erfordert sowie Sicherheitsunterwei-
sungen für alle Mitarbeiter, die Zugang 
zu identifizierbarer Luftfracht haben. 
Liegt eine solche Zertifizierung nicht vor, 
müssen die Firmen ihre Waren nach der 
neuen Verordnung des LBA als unsicher 
kennzeichnen. Dann wird die jeweilige 
Fracht zeitaufwendig und kostenpflichtig 
durch einen geeigneten Dienstleister ge-
prüft und durchleuchtet, bevor sie in das 
Flugzeug verladen wird. Für den Versen-
der bedeutet das erhöhte Frachtkosten 
sowie mögliche Lieferverzögerungen.

Dokumentation wird wichtiger

Um nun die Zertifizierung als bekannter 
Versender zu erhalten, muss außerdem 
ein spezielles Sicherheitsprogramm 

erstellt werden. Darin weisen Unter-
nehmen nach, dass ihr Firmengelände 
und ihre Gebäude vor unberechtigtem 
Zutritt und Manipulation gesichert sind. 
Zudem werden Verfahren in Bereichen 
wie Produktion, Verpackung, Lagerung, 
Transport und Sicherheit detailliert dar-
gestellt. Bei der Umsetzung solch umfas-
sender Sicherheitsmaßnahmen können 
Zutrittslösungen mit modernen Kon
trollsystemen sowie ein Besucher- und 
Berechtigungsmanagement helfen.

Neben regulären Präventionsmaß-
nahmen, um Einbrüche zu verhindern, 
ist besonders die Dokumentation her-
vorzuheben. Es muss nachvollziehbar 
sein, wer wann Zugang zu welchem Be-
reich hatte und wer die Genehmigung 
dafür erteilt hat. Damit im Falle des 
bekannten Versenders nur autorisierte 
Personen Zugang zu identifizierbarer 
Luftfracht haben, sollte der Zutritt ge-
mäß unternehmensinternen Richtlinien 
mit entsprechenden Zutrittsprofilen und 
zeitlich limitierten Berechtigungen fest-
gelegt sein. Kombiniert mit einem elek-
tronischen Zutritts-Workflow, lässt sich 
jederzeit nachprüfen, von wem und wann 
diese Rechte genehmigt wurden.

Unbekannte Besucher: 
Zutritt nur in Begleitung

Zutrittsberechtigungen können nicht 
nur an Mitarbeiter vergeben werden, 
sondern auch an Tagesbesucher, Fremd-
firmen, Lieferanten oder Bewerber. Gäs-
te, die sich lediglich für kurze Zeit im 
Unternehmen aufhalten, bekommen 
eingeschränkte Berechtigungen. Sie 
müssen sich beim Pförtner anmelden 

und identifizieren – die Registrierung 
sollte mit Blick auf spätere Auswertun-
gen elektronisch erfolgen. Aus Sicher-
heitsgründen sind die Gäste zu jeder 
Zeit ihres Besuchs in Begleitung und 
werden anschließend wieder zum An-
meldetresen zurückgebracht.

Mit der Voranmeldung durch den be-
suchten Mitarbeiter werden die Daten des 
Besuchers vorab in der Datenbank gespei-
chert. Der Pförtner weiß bei der Ankunft 
genau, ob tatsächlich ein Termin geplant 
ist. Das zeitaufwendige Nachtelefonieren 
entfällt und die Prozesse lassen sich be-
schleunigen und transparenter gestalten. 
Doch wie gelangen die Daten der Besu-
cher in die Datenbank? In einigen Firmen 
haben alle Mitarbeiter die Rechte, ihre 
Besucher anzumelden. Hierfür loggen sie 
sich per Webbrowser in die Zutrittskont-
rolllösung ein und hinterlegen einen Ter-
min mit den jeweiligen Teilnehmern. In 
anderen Firmen wird dieser Eintrag von 
berechtigten Mitarbeitern übernommen. 

Bekannte Besucher: 
Zutritt ohne Begleitung

Externe Berater oder Zeitarbeitnehmer, 
die häufiger im Unternehmen tätig sind, 
müssen nicht jedes Mal neu angelegt 
und begleitet werden. Sie erhalten nach 
vorheriger Überprüfung Zugang zu 
eingeschränkten Bereichen und dürfen 
sich in gewissem Umfang frei bewegen. 
Dazu bekommen sie einen für die Zu-
trittskontrolle freigeschalteten Ausweis, 
mit dem sich bestimmte Türen öffnen 
lassen. Denkbar ist auch die Nutzung 
von Smartphones, sofern entsprechen-
de Funktionalitäten in den Zutrittster-

Von Felix Welz�

Neue Sicherheitsanforderungen
Aktuell. Seit April muss jedes Unternehmen, das Luftfracht versendet, über eine 
Zertifizierung verfügen. Eine verschärfte Zutrittskontrolle ist erforderlich.



minals vorhanden sind. Ihre eigenen 
Daten können die Gäste auch selbst 
pflegen, etwa über einen Selbstan-
meldekiosk. Die bereits in der Da-
tenbank erfassten Besucher geben 
dort zur Identifikation ihren Namen 
und einen für diesen Besuch gülti-
gen Sicherheitscode ein.

Regelmäßige Besucher: 
Aktiver Zutritt

Mitarbeiter von Fremdfirmen, wie 
Handwerker oder Reinigungsdienst-
leister, die regelmäßig anwesend 
sind, erhalten einen aktiven Aus-
weis. Somit müssen sie nicht jeden 
Tag einen neuen Ausweis beantra-
gen oder am Empfang ausleihen. 
Diese Besucher lassen sich etwa am 
Selbstanmeldekiosk per Biometrie 
identifizieren. Der Kiosk findet da-
raufhin die jeweiligen Datensätze 
und erstellt mithilfe eines Ausweis-
spenders direkt einen Ausweis mit 
den entsprechenden Zutrittsberech-
tigungen für die jeweilige Person.

Nach dem Termin oder nach Ab-
lauf der Zutrittsrechte wird der Aus-
weis per Schluckleser eingezogen. 
Das Identifikationsmittel wird somit 
abgegeben, bevor sich die Schranke 
öffnet und die Besucher das Firmen-
gelände verlassen. Gleichzeitig er-
folgt die Abmeldung des Besuchers 
aus dem Unternehmen.

Je nach Besuchergruppe lässt sich 
das Kartensystem also flexibel ein-
stellen. Durch eine professionelle 
Besucherverwaltung, bei der viele 
Arbeitsschritte automatisiert wer-
den können, sparen Unternehmen 
neben Verwaltungs- und Personal-
kosten zudem Bearbeitungszeit und 
vermeiden Staus zu Spitzenzeiten. 
Sie gewährleisten einen sicheren 
und durchgehenden Prozess von der 
Voranmeldung und der Ausgabe des 
Besucherausweises mit bestimmten 
Zutrittsberechtigungen bis hin zum 
Verlassen des Firmengeländes mit 
Rückgabe des Ausweises.

Sind somit alle Rahmenbedin-
gungen eines speziellen Sicher-
heitsprogramms erfüllt, das sowohl 
Mitarbeiter wie auch alle Besucher-
gruppen einbezieht, dürfte der Zerti-
fizierung zum bekannten Versender 
nichts mehr im Wege stehen. Neben 
Präventivmaßnahmen zum Schutz 
vor Zutritt unbefugter Personen lässt 
sich außerdem anhand der Dokumen-
tationsfunktionen nachvollziehen, 
welche Person zu welchem Zeitpunkt 
in welchem Bereich war. �

55 Sieht gut aus.
Spricht mit Ihnen.

INTUS 5600.

Das erste INTUS Zeiterfassungsterminal,
das mit Ihnen spricht. Mit neuem Farbdisplay
und neuer Oberfläche. Ergonomisch mit
entspiegeltem Display. Mit Wiedergabe
von Sprachdateien. Intuitive Oberfläche und
wenn Sie wollen in Ihrem Firmendesign.
Ein Touchscreen zum Verlieben.
Ausgezeichnet mit dem iF Design Award.

Tel.: +49 89 68004-550
www.pcs.com

Besuchen Sie uns:

CeBIT 2014
10.–14.03.2014
Halle 5, Stand A18

Felix Welz ist Ver-
triebsbeauftragter der 
Interflex Datensysteme 
GmbH & Co. KG.

Ware fliegt oft in Passagiermaschinen mit, deshalb wurde die Sicherheit verschärft. 

©
 F

ra
po

rt
 A

G

10 / 13  personalmagazin



personalmagazin  10 / 13

56 spezial_Zeitwirtschaft

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an katharina.schmitt@personalmagazin.de

Mehr Schutz für Unternehmen
STIMMEN. Sicherheit ist innerhalb der Zeitwirtschaft wichtiger geworden. Branchenex-
perten erläutern die Gründe und geben ihre Einschätzungen zur Marktentwicklung.

verzeichneten 29 Prozent der Unterneh-
men einen Verlust oder Diebstahl mobi-
ler Geräte durch ihre Mitarbeiter. Über 
diese Geräte wurden bei 17 Prozent der 
Unternehmen Firmendaten öffentlich 
gemacht, etwa indem sie per E-Mail oder 
SMS verbreitet wurden. Dahinter muss 
keine Absicht der Mitarbeiter stecken, 
die meisten Datenverluste passieren laut 
Kaspersky-Umfrage unabsichtlich. Aber 
dennoch gilt: Unternehmen müssen sich 
gegen den Verlust von Geräten und Da-
ten verstärkt schützen.

Auch wenn die meisten Datenverluste 
ohne Intention der Mitarbeiter passieren 

– gleichzeitig hat auch die Wirtschafts-
kriminalität in den Unternehmen weiter 
zugenommen. Nach einer Untersuchung 
von Pricewaterhouse Coopers PWC ist in 
den vergangenen Jahren jedes zweite Un-
ternehmen zum Opfer einer Wirtschafts-
straftat geworden. Dabei waren nach 
Analysen von PWC bei 37 Prozent aller 
wirtschaftskriminellen Delikte mangeln-
de interne Kontrollen die Ursache. Auch 
das spricht dafür, dass Unternehmen 
ihre Zutrittssysteme und ihr Berechti-
gungsmanagement verbessern müssen.

Und es gibt einen weiteren Faktor, der 
dafürspricht, dass die Themen Sicher-
heit und Zutrittskontrolle an Bedeutung 
für die Unternehmen gewinnen: Seit 
Ende April benötigen Unternehmen, 
die Luftfracht versenden, eine neue 
Zertifizierung des Luftfahrts-Bundes-
amts als „Bekannter Versender“. Nur 
damit können sie vermeiden, dass ihre 
Fracht zeitaufwendig und teuer durch 
einen externen Dienstleister geprüft 
und durchleuchtet wird, bevor sie in 
eine Passagiermaschine verladen wird. 
Doch für die Validierung als „Bekann-
ter Versender“ sind Sicherheitsunter-
weisungen der Mitarbeiter und eine 
Verschärfung des Zutrittsmanagements 
nötig (siehe Seite 54).

All diese Entwicklungen deuten darauf 
hin, dass die Unternehmen in Deutsch-
land verstärkt in Datensicherung, 
Zutrittskontrolle und Besuchermanage-
ment investieren sollten. Ist dies tat-
sächlich der Fall? Welchen Aspekten von 
Sicherheit gilt derzeit das größte Augen-
merk der Unternehmen? Und wie wird 
sich der Markt an Sicherheits- und Zu-

Von Daniela Furkel (Red.)�

Mehr und mehr Unternehmen 
bieten ihren Mitarbeitern 
die Möglichkeit an, ihre 
Arbeits- und Projektzeiten 

über mobile Geräte wie Smartphones 
und Tablets zu erfassen. Dadurch entste-
hen ganz neue Herausforderungen für 
die Datensicherheit, denn durch den Ver-
lust der Geräte oder das Abgreifen sen-
sibler Daten können die Unternehmen 
einen schwerwiegenden Schaden für ih-
ren Umsatz und ihre Reputation erleiden. 
Laut einer Umfrage von Kaspersky Lab 

Mitarbeiter greifen zunehmend mobil auf Firmendaten zu – mehr Sicherung ist nötig.
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trittslösungen in den nächsten fünf 
Jahren entwickeln? Wir baten führen-
de Anbieter um ihre Einschätzung:

Wachsendes Bedürfnis an  
Sicherheitslösungen

Michael Hensel, Geschäftsführer der 
Kaba GmbH in Dreieich, stellt fest, 
dass das Augenmerk der Unterneh-
men in Sachen Sicherheit vor allem 
auf dem Berechtigungsmanagement 

liegt: „Im Fokus der Unternehmen 
stehen ganzheitliche Berechtigungs-
managementlösungen. Neben der 
physischen Sicherheit gewinnt die 
Datensicherheit ebenfalls noch 
mehr an Bedeutung. Biometrische 
Lösungen sind dort gefragt, wo Un-
ternehmen durch eine eindeutige 
Identifizierung ihrer Mitarbeiter 
Missbrauch bei der Arbeitszeiterfas-
sung verhindern wollen oder wo ganz 
auf ein Ausweismedium verzichtet 
werden soll. In den meisten Unter-
nehmen gilt jedoch weiterhin: Der 
Mitarbeiterausweis ist ein zentrales 
Medium und Organisationsmittel in 
den Unternehmen. Das Bedürfnis an 
ganzheitlichen Sicherheitslösungen 
steigt stetig und löst häufig eine Ak-
tualisierung der Ausweistechnologie 
aus. Konsequenterweise geht das 
nicht spurlos an der Zeitwirtschafts-
lösung vorbei und löst in diesem Zu-
sammenhang Ersatz- und Neuinves-
titionen aus.

Darüber hinaus haben die neu-
en Vorschriften des Luftfahrt-Bun
desamts zur Zertifizierung als 
„Bekannter Versender“ stark dazu 

beigetragen, dass Unternehmen ihre 
Sicherheitsprozesse überprüft und 
diese gemäß den Anforderungen si-
cher gemacht haben. Dies führte zu 
verstärkten Investitionen in Zutritts-
lösungen. Kaba als Lösungsanbieter 
von Zutrittsmanagementsystemen 
hat viele Unternehmen hierbei bera-
ten und bei der Umsetzung begleitet.

Wir gehen davon aus, dass der 
Markt an ganzheitlichen Sicher-

heitslösungen aufgrund der fort-
schreitenden Globalisierung und 
der Umsetzung von Normen und 
Richtlinien weiter wächst. Ein zu-
sätzlicher Treiber ist die Optimie-
rung von Unternehmensprozessen, 
bei der Sicherheits- und Organisa-
tionslösungen eine wichtige Rolle 
spielen. Aber auch außerhalb der 
Geschäftswelt haben immer neue 
und wechselnde Gefahrenszenarien 
ein wachsendes Sicherheitsbedürfnis 
zur Folge – im Alltag, beim Reisen 
und in der Freizeit. Das verlangt neue 
und innovative Sicherheitskonzepte 
und bietet weiteres Marktpotenzial.“ 

Trend zu mehr Effizienz und 
Sicherheit

Marcel Theijs, Vertriebs- und Mar-
ketingleiter der Reiner Kartengeräte 
GmbH und Co. KG in Furtwangen, 
sieht nicht nur in einem verstärkten 
Bedürfnis nach Sicherheit, sondern 
auch in dem Wunsch nach mehr Ef-
fizienz den Auslöser für zahlreiche 
Neuinvestitionen: „Eine moderne 
Zeitwirtschaft, bestehend aus Zeiter-
fassung und Zutrittskontrolle, wird 

„Der Markt an ganzheitlichen 
Sicherheitslösungen wird durch 
die Umsetzung von Normen und 
Richtlinien weiter wachsen.“ 
Michael Hensel, Kaba
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Optimaler Mitarbeitereinsatz .
Verbesserte Arbeitsabläufe .

Gezielte Kundenorientierung .
Hohe Mitarbeitermotivation .

Ihr Personaleinsatz 
auf den Punkt 

gebracht:

gfos.Workforce

������������������������
����
���������
��	����

www.gfos.com



personalmagazin  10 / 13

58 spezial_Zeitwirtschaft

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an katharina.schmitt@personalmagazin.de

in vielen mittelständischen und großen 
Unternehmen vor dem Hintergrund ei-
ner kosten- und effizienzorientierten 
Personal- und Berechtigungsplanung 
längst als relevante (Neu-)Investition 
für den flexiblen und sicheren Betriebs-

ablauf gesehen. Gerade im Bereich der 
Besucherverwaltung sowie bei den Pro-
zessen Ausweisantrag, Genehmigung 
und Plausibilitätsprüfung können manu-
elle Bearbeitungsvorgänge automatisiert 
werden. Darüber hinaus können über 
eine automatisierte Zutrittskontrolle die 
Anwesenheiten überwacht und Energie-
kosten eingespart werden, zum Beispiel 
über die Steuerung der Beleuchtung und 
Heizung. 

Vor dem Hintergrund, dass der Dieb-
stahl in Unternehmen zugenommen hat 
– eine KPMG-Studie hat ergeben, dass 
80 Prozent der deutschen Unternehmen 
Wirtschaftskriminalität als Problem se-
hen –, stehen die Zutrittskontrolle, die 
Datensicherheit und die Sicherung mo-
biler Endgeräte im Fokus der Unterneh-
men. Biometrische Lösungen werden bei 
uns nur selten nachgefragt. Auch die seit 
April 2013 erforderliche Zertifizierung 
als „Bekannter Versender“ des Luftfahrt-
Bundesamts hat bei uns und bei unseren 
Kunden bis dato keine Rolle gespielt.

Meine Einschätzungen zur künftigen 
Marktentwicklung: Der Trend in Unter-
nehmen zu mehr Effizienz auf der einen 
Seite und mehr Sicherheit auf der an-
deren Seite erfordert schlanke und ein-
fache Systeme, die Prozesse optimieren 
und Ressourcen optimal nutzen. Auf Ba-
sis von Zeitwirtschaftssystemen lassen 
sich viele solcher Mehrwerte generieren, 

jedoch werden sie in der Praxis von klei-
nen und mittleren Unternehmen noch zu 
selten voll ausgeschöpft. Eine Herausfor-
derung wird es in Zukunft sein, kleine 
und mittlere Unternehmen erfolgreich 
für dieses Thema zu sensibilisieren. Ich 

gehe davon aus, dass sich die Nachfrage 
nach Sicherheits- und Zutrittslösungen 
stetig und solide entwickeln wird.“

Firmen verbinden HR und Sicherheit

Rainer K. Füess, Leiter Partnervertrieb 
und Marketing der Tisoware Gesell-
schaft für Zeitwirtschaft mbH in Reut-
lingen, stellt ein verstärktes Zusammen-
wachsen der Themen HR und Sicherheit 
fest: „Innerhalb der Zeitwirtschaft hat 
das Thema Sicherheit in den vergange-
nen Jahren immer mehr an Bedeutung 
gewonnen. Unternehmen verbinden da-

bei die Projekte HR und ‚Security‘. Aus 
diesem Grund werden wir häufig in Be-
ratungsprojekte zu den Themen Sicher-
heit und Zeitwirtschaft mit einbezogen, 
denn die Kunden schätzen es, einen 
kompetenten Ansprechpartner für beide 
Themengebiete zu haben.

Unserer Erfahrung nach investieren 
die Unternehmen verstärkt in physi-

kalische Sicherheit. Damit meinen wir 
elektronische, mechatronische und me-
chanische Zutrittslösungen inklusive 
Videoüberwachung. Gründe für die In-
vestitionsbereitschaft sind Bedrohungen 
durch Spionage, Diebstahl sowie Op-
timierungsprozesse und Kostensen-
kungsmaßnahmen in Erweiterungs- und 
Modernisierungsprojekte. Ziel der Un-
ternehmen ist primär, das Know-how 
und die Werte der Unternehmen zu si-
chern und zu schützen.

Die Nachfrage nach unseren Sicher-
heitslösungen hat durch die Zertifi-
zierungsvorschriften als „Bekannter 
Versender“ bei unserer Zielgruppe zu-
genommen und einige Kunden haben 
bereits in die notwendige Sicherheits-
technik investiert, um die Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhalten. Wir schätzen die 
Situation aber so ein, dass weitere Inves
titionen anstehen, da viele Firmen noch 
nicht zertifiziert worden sind. Unterneh-
men betrachten dabei neben der Sicher-
heit auch die Folgekosten, die sich durch 
moderne Sicherheitslösungen weiter op-
timieren lassen.

Bezüglich der künftigen Marktent-
wicklung gehen wir davon aus, dass der 
Markt für Sicherheits- und Zutrittslö-
sungen weiter wachsen wird. Durch die 

Integration der Sicherheitslösungen in 
die Zeitwirtschaft bieten wir ganzheit-
liche Lösungen an, die gegenüber Insel-
lösungen geringere Kosten und mehr 
Transparenz bedeuten. Wir sehen uns 
gut gerüstet für den Wachstumsmarkt 
der Sicherheits- und Zutrittstechnik, mo-
bile Sicherheitslösungen werden dabei 
immer wichtiger.“ �

„Da der Diebstahl in Unternehmen 
zugenommen hat, stehen Zutrittskon-
trolle, Datensicherheit und die Siche-
rung mobiler Endgeräte im Fokus.“
Marcel Theijs, Reiner SCT

„Firmen investieren verstärkt in phy-
sikalische Sicherheit – elektronische, 
mechatronische und mechanische 
Lösungen mit Videoüberwachung.“
Rainer K. Füess, Tisoware
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Laut einer Bitkom-Umfrage 
nutzen 79 Prozent der deut-
schen Erwerbstätigen für ih-
re Arbeit mobile Geräte wie 

Notebooks, Tablets, Smartphones 
oder Handys. Doch was bedeutet dies 
für die IT-Sicherheit und den Daten-
schutz eines Unternehmens? Wie 
werden Mitarbeiter- und Firmenda-
ten geschützt? Das sind Fragen, die 
auch und gerade die Zeitwirtschaft 
betreffen. Denn die Zutritts- und 
Datensicherheit wird durch die Nut-
zung mobiler Geräte erschwert.

Virenschutz und Verschlüsselung

Grundsätzlich gilt: Es gibt nicht den 
einen richtigen Weg, den alle Unter-
nehmen beschreiten können. Jedes 
Unternehmen muss individuell er-
mitteln, welche Sicherheitskompo-
nenten am besten zu ihm und seinen 
speziellen Anforderungen passen. 
Orientierung geben Best Practices, 
die sich seit Jahren bewährt haben. 
Dazu gehören die Klassiker der IT-
Sicherheit, die in den meisten Unter-
nehmen eingesetzt werden: Dazu zäh-
len ein Virenschutz für Server und 
Workstations, meist auch spezielle 
Schutzmaßnahmen für Gateways und 
neuerdings auch für mobile Geräte. 

Bei der Datensicherheit haben viele 
Unternehmen aber dann doch nur 
Backups vorzuweisen. Nach Ergeb-

nissen einer weltweiten Umfrage von 
Kaspersky Lab setzt erst jedes zwei-
te Großunternehmen Methoden zur 
Verschlüsselung ein, bei den Mittel-
ständlern sind es nur 43 Prozent, in 
Kleinunternehmen nur 36 Prozent. 
Hier könnte ein Schritt hin zur Ver-
schlüsselung einige Vorteile bringen: 
Vorausgesetzt, die Verschlüsselung 
ist ohne Fehler implementiert, kön-
nen sensible Daten perfekt geschützt 
werden. Das gilt selbst für den Fall, 
dass Daten abhanden kommen, etwa 
bei gestohlenen oder verloren gegan-
genen Laptops. (Weitere Informatio-
nen zur Verschlüsselung fnden Sie 
im Beitrag auf Seite 52).

Wird die Verschlüsselungsstrate-
gie konsequent umgesetzt, erreichen 
Unternehmen damit noch weitere 
Vorteile: Beispielsweise ist es so mög-
lich, Daten nicht nur sicher auf den 
Servern und Workstations bereitzu-
stellen, sondern auch auf mobilen Ge-
räten. Mit Verschlüsselung sind die 
Daten unabhängig vom Gerät sicher. 
Ein weiterer Vorteil: Diese Sicherheit 
gilt nicht nur auf den Geräten, son-
dern auch für die Übertragung. Wer 
Dateien per E-Mail verschickt oder 
über Cloud-Speicher verteilt, kann 
mit Verschlüsselung sicher sein, dass 
sie kein Unbefugter sehen kann. �

Von Stefan Rojacher �

Firmen müssen sensible 
Daten kontrollieren
Trend. Verschlüsselung ist ein wichtiger Teil der 
Datensicherheit, gerade wenn mobile Geräte für die 
Arbeit oder die Zeiterfassung eingesetzt werden.
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Stefan Rojacher ist Communications 
Manager bei Kaspersky Lab DACH.
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 Weit über 150 Millionen 
Dienstreisen, so die allge-
meine Schätzung, wurden 
im vergangenen Jahr allein 

in Deutschland unternommen. Nach dem 
aktuellen Geschäftsreisereport von Con-
cur lagen die durchschnittlichen Reise-
kosten pro Geschäftsreisenden 2012 bei 
durchschnittlich 2.523 Euro im Quartal. 

Dabei zeigt sich, dass Potenzial zur 
Kosteneinsparung durchaus vorhanden 
ist und auch schon genutzt wird. Die 
Ausgaben für Geschäftsreisen sind nach 
den Analysen von Concur von 2011 auf 
2012 um 4,5 Prozent gefallen. Bei einer 
Detailbetrachtung für das letzte Quartal 
2012 zeigt sich, dass der Hauptanteil 
des Rückgangs der Ausgaben auf Ver-
pflegung (minus 22 Prozent gegenüber 
2011), Unterhaltung (minus 21 Prozent), 
Flugkosten und Bodenverkehr (beide 
minus 18 Prozent) entfallen. Auch die 
Ausgaben für Übernachtungen und 
Fahrtkosten (PKW) sind in diesem Ver-
gleichszeitraum um elf Prozent zurück-
gegangen. Daraus leiten die Autoren des 
Reports den Trend vieler Unternehmen 
ab, Treffpunkte und Dienstreiseziele 

näher am Standort oder Wohnort der 
Mitarbeiter zu suchen, sodass damit 
Ausgaben für Flüge, Verpflegung oder 
Unterhaltung seltener notwendig waren.

Doch auch die Kosten, die pro Dienst-
reisenden für Büro und Verwaltung zu 
Buche schlagen, sind im Vergleich zu 
2011 um 13 Prozent auf rund 44 Euro 
zurückgegangen. Hier dürften die Grün-
de allerdings weniger im beschriebenen 
„Closer to Home“-Trend liegen als viel-
mehr in der zunehmenden Nutzung 
mobiler Technik und Verwaltungsmög-
lichkeiten bei der Reisekostenerfassung 
und -abrechnung.

Verwaltung über das Smartphone

Immer mehr Anbieter bringen Appli-
kationen für Smartphones und Tablet-
Computer auf den Markt, die dem Ar-
beitnehmer erlauben, die notwendigen 
Abrechnungsdaten schon unterwegs 
zu erfassen. Neben den mittlerweile 
gängigen Möglichkeiten der Online-
Genehmigung, Flug- oder Taxibuchung 
oder des Handy-Tickets für den Bahn-
reisenden sind es insbesondere die mo-
bilen Möglichkeiten der Beleg- und Rei-
sezeitenerfassung mit entsprechender 
Auswertung, die tatsächlich Zeit und 

Aufwendung sparen. Sie werden dem-
entsprechend stärker genutzt, wie der 
Concur-Bericht zeigt: Der Einsatz von 
mobilen Endgeräten wie Smartphone 
oder Tablet-PC für die Geschäftsreise hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr verdrei-
facht. Dabei entfallen 72,7 Prozent auf 
Apple (iOS), 14,6 Prozent auf Android 
und 12,7 Prozent auf Blackberry.

Standards und Funktionen

Die Bandbreite der Angebote reicht von 
Shareware, die während eines definier-
ten Testzeitraums kostenlos angeboten 
wird, bis zum Reisekostenmodul oder 
eigenständigen Produkt. (Eine Anbie-
terübersicht finden Sie in unserem 
Anbietercheck HR Software im An-
wendungsbereich Dienstreisen: www.
anbietercheck.de/personalsoftware). 
Gleichwohl lassen sich gewisse Stan-
dards feststellen: Die meisten Systeme 
erlauben die Speicherung der Belege als 
Fotos. Verpflegungspauschalen, oft auch 
bei Auslandsreisen, werden nach Einga-
be der Abwesenheitszeiten automatisch 
ermittelt. Zunehmend lassen sich auch 
firmenspezifische Richtlinien wie Bu-
chungsvorschriften oder Kostenlimits 
integrieren. �

Von Katharina Schmitt (Red.)�

Kurz verreist – lang verwaltet
Überblick. Es gibt Firmen, in denen die Reisezeiterfassung und -abrechnung mehr 
Zeit braucht als die Reise selbst. Doch die moderne Technik birgt Einsparpotenzial.

Serie Reisekostenreform 

• �Ausgabe 10/2013: Kurz verreist – lang verwaltet

• �Ausgabe 11/2013: �Verpflegung, Spesen und Pauschalen –  
Einzelheiten zur Abrechnung nach der Reisekostenreform

• �Ausgabe 12/2013: Die arbeitsrechtliche Verankerung der neuen Reisekosten ab 2014 

Mustertext     Richtlinien für Dienstreisen 
(HI544155)

Die Arbeitshilfe finden Sie im Haufe 
Personal Office (HPO). Internetzugriff:

www.haufe.de/hi544155

ARBEITSHILFE
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Das neue „Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung 
und des steuerlichen Reisekostenrechts“ verändert das Reisekostenrecht.

Ab Januar 2014 gelten für Dienstreisen neue Kostenerstattungs– und Abrechnungsvor-
schriften. Kernziel der Reisekostenreform ist, das steuerliche Reisekostenrecht einfa-
cher handhabbar zu machen, um so den Verwaltungsaufwand bei der Abrechnung von 
Dienstreisen für alle Beteiligten zu reduzieren. Hier ein Ausblick:

Vereinfachung bei den Verpflegungspauschalen
Statt der bisherigen dreistufigen Staffelung in Verpflegungspauschalen von sechs, zwölf 
und 24 Euro wird es nur noch zwei Pauschalen geben (zwölf und 24 Euro). Außerdem 
gelten künftig neue Mindestabwesenheitszeiten.

Bewertung von Arbeitgebermahlzeiten bei beruflicher Auswärtstätigkeit
Grundlegend neu ist auch die steuerliche Behandlung von Mahlzeiten, die der Arbeit-
nehmer während einer beruflichen Auswärtstätigkeit unentgeltlich beziehungsweise 
verbilligt erhält. Zum einen wird dem hieraus entstehenden geldwerten Vorteil durch 
eine Kürzung der Verpflegungspauschalen Rechnung getragen werden. Zum anderen 
ergänzt eine neue Pauschalierungsvorschrift die Möglichkeiten der Steuerübernahme 
durch den Arbeitgeber, wenn der Arbeitnehmer während einer Dienstreise unentgeltlich 
verpflegt wird. Weitere Einzelheiten und konkrete Berechnungsbeispiele hierzu finden 
Sie in Teil 2 unserer Serie „Dienstreisen“ in Ausgabe 11/2013. (ks)

So wird ab 2014 gerechnet

PraxisbeispielAusblick
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Abholen kann Lohnsteuer kosten

 Nicht nur als Statussymbol, auch aus Gründen der Arbeitseffizienz 
können Mitarbeiter vertraglich mitunter firmeneigene Chauffeur-
dienste auch für den Weg von und zur Arbeitsstelle  nutzen. Das 

aber kostet zusätzliche Lohnsteuer, wie der BFH entschied (Urteil vom 
15.5.2013, Az. VI R 44/11). Das Argument, dass der Chauffeur nicht als 
Privileg, sondern „zur Erfüllung der Dienstpflichten“ diene, konnte die 
Bundesrichter dabei ebenso wenig überzeugen wie die Tatsache, dass 
kein persönliches Fahrzeug zur Verfügung gestanden habe, sondern auf 
Fahrzeuge des Fuhrparks zurückgegriffen wurde. Es bleibt die Frage, wie 
teuer das Ganze wird: Der BFH ließ die Verwaltungsauffassung unbean-
standet, die von einem zusätzlichen, den normalen geldwerten Vorteil für 
Selbstfahrer überschreitenden Satz von 50 Prozent ausgeht.

Der Monatswert für Verpflegung soll im Jahr 2014 voraussichtlich auf 229 Euro steigen. Der Sachbezugswert für Unterkunft  
und Miete wird voraussichtlich 221 Euro betragen.

Die Abgaben für Künstlerleistungen sollen steigen. Der Entwurf der Künstlersozialabgabeverordnung sieht für 2014 einen 
deutlich erhöhten Abgabesatz von 5,2 Prozent vor.

Der Solidaritätszuschlag ist verfassungswidrig, so die Auffassung des Niedersächsischen Finanzgerichts. Es hat dem  
Bundesverfassungsgericht eine Musterklage des Bundes der Steuerzahler vorgelegt. Die Begründung: Der Gleichbehandlungsgrundsatz 
werde nicht eingehalten, insbesondere Arbeitnehmer würden ungerecht behandelt.

Der neue banktechnische Standard Sepa muss im Verfahren zur Erstattung der Entgeltfortzahlung ab dem 1. Januar 2014 
berücksichtigt werden. Das gab der GKV-Spitzenverband bekannt.

News des Monats

+++  Aktue l le  News  +++  H inte rg ründe  +++  täg l i ch  unte r  www.haufe .de/persona l  +++

Der Lohn aus der Tüte

Nachgelesen

Auch wenn sie im medialen Sprachge-
brauch mit Sätzen wie „was man noch in 
der Lohntüte hat“ bildlich noch existiert, 
tatsächlich ist sie ein Relikt der Vergangen-
heit: die Lohntüte, in der der Arbeitslohn in 
Scheinen und Münzen ausgehändigt wurde. 
Zu Urzeiten in Form eines Jutesacks, später 
dann aus reißfestem Papier, manchmal 
auch in Form von transparentem „Butter-
brotpapier“, sodass der Empfänger seinen 
Lohn bei der Übergabe schon einmal einer 
ersten Sichtkontrolle unterziehen konnte. 
Geöffnet und nachgezählt wurde traditio-
nell erst später, denn man brachte ja die 
volle Lohntüte nach Hause. Jedenfalls im 
Regelfall. Gesetzlich ausgeschlossen war 
deswegen gemäß § 105 Gew0 auch die 
Übergabe der Lohntüte in Gaststätten. Dazu 
wird kolportiert, dass diese Regelung auf-
grund einer dringenden Eingabe besorgter 
Hausfrauen erstellt wurde – zum Ärger zahl-
reicher Gastwirte, die den Zahltag bis dahin 
nutzen konnten, diverse „Deckelschulden“ 
abzurechnen. Für die Erklärung dieses Be-
griffs reicht leider unser Platz nicht. Fragen 
Sie bitte den Wirt Ihrer Stammgaststätte.

Wer zur Arbeit ge-
fahren wird, muss 
bei der Lohnsteuer 
nachzahlen.
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Wir sind eine unabhängige, bundesweit tätige, branchenübergreifende und 
personenbezogene Interessensvereinigung für Arbeitsrechtler in Unternehmen.

Anstehende Termine des BVAU:

Arbeitsrecht in der Unternehmenspraxis
Herausforderungen und best practice, 
Fachtagung am 29. November 2013 in Heidelberg

Konstitution BVAU-Regionalgruppe „Südwest“ 
(Baden-Württemberg)
21. Oktober 2013, Robert Bosch GmbH 

Weitere Informationen 
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www.bvau.de/termine
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Arbeitgeber darf mit dem Handy Beweisfoto schießen
Wer andere ohne deren Einwilligung 
fotografiert, begeht im Allgemeinen 
eine Persönlichkeitsverletzung und ist 
verpflichtet, die Fotos herauszugeben.  
Dass dieser Grundsatz Ausnahmen er-

mit Autowaschen beschäftigt war. Der 
Arbeitgeber wollte mit dem Foto seinen 
begründeten Verdacht belegen, dass der 
Arbeitnehmer seine Arbeitsunfähigkeit 
nur vorgetäuscht hatte.

fahren kann, zeigt ein Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Rheinland-Pfalz. Dies 
hat einem Arbeitgeber zugestanden, die 
Herausgabe von Fotos zu verweigern, 
auf denen einer seiner Arbeitnehmer 

Urteil des monats

Das Urteil beschäftigt sich mit dem grundgesetzlich gewährleisteten 
„Recht am eigenen Bild“. Dies ist nach der Rechtsprechung des BAG 
mit den Interessen des Arbeitgebers mittels einer Güterabwägung 
abzugleichen. Danach ist zu ermitteln, ob das Interesse ausnahms-
weise den Vorrang vor dem Persönlichkeitsrecht genießt.
Der Fall hatte sich wie folgt abgespielt: Ein als Produktionshelfer 
tätiger Arbeitnehmer war arbeitsunfähig krankgeschrieben und von 
seinem Vorgesetzten zufällig beim Reinigen eines Autos an einer 
Autowaschanlage angetroffen worden. Dieser war laut Urteil „über 
die körperliche Verfassung seines Mitarbeiters erstaunt“, reagierte 
aber schnell und fertigte mit seiner Handy-Kamera Fotos an, um 
seine Beobachtung zu dokumentieren. Postwendend verlangte der 
Arbeitnehmer im Wege einer einstweiligen Verfügung die Heraus-
gabe der seiner Meinung nach unberechtigten Fotoaufnahmen. Zu 
Unrecht, wie dem fotografierenden Vorgesetzten vom LAG bestätigt 
wurde. Es führte dazu aus: „Das auch im Arbeitsverhältnis zu beacht-
ende allgemeine Persönlichkeitsrecht ist – auch in seiner Ausprä-
gung als Recht am eigenen Bild – nicht schrankenlos gewährleistet. 
Eingriffe können durch Wahrnehmung überwiegend schutzwürdiger 
Interessen des Arbeitgebers gerechtfertigt sein. Die Speicherung der 
Fotos über seine punktuelle persönliche Beobachtung stellt unter 

Betriebsbedingte Kündigung

Zusammenfassung Bei betriebsbedingten Kündigungen ist der 
Arbeitgeber zwar verpflichtet, dem Arbeitnehmer zur Vermei-
dung einer Beendigungskündigung eine Weiterbeschäftigung zu 
geänderten Arbeitsbedingungen anzubieten. Dies bezieht sich aber 
grundsätzlich nicht auf freie Arbeitsplätze in einem im Ausland gele-
genen Betrieb des Arbeitgebers.

relevanz Das Bundesarbeitsgericht begründet die Ablehnung der 
Klage mit folgendem gesetzessystematischen Hinweis: „Der erste 
Abschnitt des Kündigungsschutzgesetzes ist gemäß § 23 Abs. 1 
KSchG nur auf Betriebe anzuwenden, die in der Bundesrepublik 
Deutschland liegen. In diesem Sinne muss auch der Betriebsbegriff 
in § 1 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 KSchG verstanden werden.“

Diskriminierungsklage

Zusammenfassung Die mit Zustimmung des Integrationsamts 
ausgesprochene ordentliche krankheitsbedingte Kündigung eines 
Schwerbehinderten wegen andauernder Arbeitsunfähigkeit stellt 
für sich genommen kein Indiz für eine unmittelbare oder mittelbare 
Benachteiligung des Arbeitnehmers dar.

Relevanz Das Urteil ist ein weiterer Baustein für die höchstrichter-
liche Klärung der Frage, wann von einem Indiz für eine schadenser-
satzauslösende Diskriminierung im Sinne des § 22 AGG auszugehen 
ist. Die Tatsache, dass einem Arbeitnehmer krankheitsbedingt 
gekündigt wurde, reicht dafür allein nicht aus. Notwendig wäre hier 
gewesen, detaillierte Indizien, die sich aus der Kündigungsbegrün-
dung oder aus anderen äußeren Umständen ergeben, vorzutragen.

den gegebenen Umständen keinen unverhältnismäßigen Eingriff in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers dar. Es bestand aus 
Sicht des Vorgesetzten der konkrete Verdacht, dass der Kläger seine 
Arbeitsunfähigkeit vorgetäuscht und damit einen Entgeltfortzah-
lungsbetrug begangen haben könnte.“

Quelle 	 LAG Rheinland Pfalz, Urteil vom 11.7.2013, 10 SaGa 3/13

Quelle 	 LAG Köln, Urteil vom 4.7.2013, 13 Sa 1198/12Quelle 	 BAG, Urteil vom 29.8.2013, 2 AZR 809/13
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Ein Foto vom Mitarbeiter braucht nicht immer dessen Zustimmung.  



Unser Netzwerk unterstützt
Sie bei der Rekrutierung

Die Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V.
(GDCh) ist die größte wissenschaftliche 
Gesellschaft Kontinentaleuropas. 145 
Jahre Erfahrung und die weltweite Ver-
netzung zu Industrie und Wissenschaft
machen uns zum Global Player mit Tradi-
tion. Wir sind überall dort aktiv, wo sich 
Menschen mit Chemie beschäftigen.

spezifischer Online-Stellenmarkt
Stellenmarkt der Nachrichten aus   
der Chemie, wichtigste deutsch-
sprachige Fachzeitschrift der Chemie
Bewerberdatenbank 
Jobbörsen & Vortragsveranstaltungen

für Chemie 
und Life Sciences

Von Chemikern für Chemiker!
www.gdch.de/karriere
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Ausbildungskosten

Zusammenfassung Auch für Rückzahlungsvereinbarungen im Rahmen einer 
arbeitgeberfinanzierten Ausbildung zur Fachkraft für Automatenservice sind die 
höchstrichterlichen Grundsätze für zulässige Bindungsfristen anzusehen. Dabei 
ist es nicht Aufgabe der Arbeitsgerichte, sondern allein der für die Anerkennung 
der Ausbildungsberufe zuständigen Stellen, Qualitätsurteile über den Inhalt 
einer Ausbildungsordnung zu fällen.

relevanz Das Urteil ist schon deswegen lesenswert, weil darin die Grenzen 
zulässiger Rückzahlungsklauseln übersichtlich dargestellt werden. Danach gilt:  
Bei einer Fortbildungsdauer bis zu einem Monat ist eine Bindungsdauer bis zu 
sechs Monaten zulässig, bei einer Fortbildungsdauer bis zu zwei Monaten eine 
einjährige Bindung, bei einer Fortbildungsdauer von drei bis vier Monaten eine 
zweijährige Bindung, bei einer Fortbildungsdauer von sechs Monaten bis zu 
einem Jahr keine längere Bindung als drei Jahre und bei einer mehr als zwei-
jährigen Dauer eine Bindung von fünf Jahren. Abweichungen im Einzelfall sind 
dabei zwar möglich, sie dürfen nach Auffassung der Düsseldorfer Richter jedoch 
nicht auf Wertungen über die Qualität des Berufs beruhen. Dazu das LAG wört-
lich: „Ist danach der Beruf, in dem die Beklagte ausgebildet wurde, als solcher 
anerkannt, liegt allein schon in der Tatsache, dass die Klägerin der Beklagten die 
Erlangung dieses Berufsabschlusses ermöglicht hat, ein geldwerter Vorteil, der 
der Beklagten in ihrem weiteren Fortkommen behilflich sein wird.“

Bewerbungsverfahren

Zusammenfassung Bei der Entscheidung über die Bewerbung auch von 
schwer behinderten Menschen ist die Schwerbehindertenvertretung selbst dann 
zu beteiligen, wenn der Schwerbehindertenvertreter ebenfalls zu den Bewer-
bern gehört.

relevanz Dem Fall lag folgende Bewerbungssituation zugrunde: Bei einer 
Spielbank waren zwei Beförderungsstellen als Tischchef ausgeschrieben. Auf 
diese Stellen hatten sich sowohl der Schwerbehindertenvertreter als auch sein 
Stellvertreter beworben. Die nach § 81 SGB X vorgeschriebene Beteiligung der 
Schwerbehindertenvertretung sah der Arbeitgeber aufgrund dieser Situation als 
problematisch an und teilte der Schwerbehindertenvertretung mit, dass er sie 
wegen der offensichtlichen Interessenkollision nicht an der Auswahlentschei-
dung beteiligen könne. Als die Stelle sodann zwei andere Kandidaten bekamen, 
klagte der stellvertretende Schwerbehindertenvertreter und verlangte eine 
Entschädigung nach dem AGG. Das BAG entschied, dass eine derartige generelle 
Ablehnung der nach § 80 SGB IX vorgeschriebenen Beteiligung nicht möglich 
sei. Vorgesehen sei lediglich, dass nur der sich bewerbende Schwerbehinder-
te eine Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich ablehnen 
könne. Einen möglichen Interessenkonflikt zwischen Bewerbern hätte der 
Stellvertreter nur selbst durch die Ablehnung der Beteiligung des Schwerbehin-
dertenvertreters als seines direkten Konkurrenten reklamieren können.

Quelle 	 BAG, Urteil vom 22.8.2013, 8 AZR574/12

Quelle 	 LAG Düsseldorf, Urteil vom 21.6.2013, 10 Sa 206/13
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Betriebsratswahlen sind kom-
pliziert. Noch komplizierter 
sind nur Aufsichtsratswahlen. 
Fachleute klagen, dass selbst 

die Wahl des Bundespräsidenten einfa-
cher ist. Die einzuhaltenden Fristen, die 
Abgrenzung zwischen Arbeitnehmern, 
leitenden Angestellten und freien Mit-
arbeitern, der Umgang mit Leiharbeit-
nehmern, die Bestimmung des richtigen 
Betriebs und der maßgeblichen Schwel-
lenwerte – neuerdings unter Berück-
sichtigung von Leiharbeitnehmern – all 
diese Hürden und viele mehr müssen 
genommen werden, damit der „richtige“ 
Betriebsrat im „richtigen“ Betrieb auch 
„richtig“ gewählt ist.

Der Arbeitgeber hat im Regelfall ein 
hohes Interesse daran, dass eine Be-
triebsratswahl nicht fehlerhaft ist. Er 
trägt nämlich die Wahlkosten und muss 
deshalb nicht nur die fehlerhafte Wahl, 
sondern auch eine etwaige außerturnus-
mäßige Neuwahl finanzieren. Das ist 
belastend, wäre aber vielleicht noch hin-
nehmbar. Entscheidend kommt jedoch 
hinzu, dass Arbeitnehmer und Arbeit-
geber typischerweise auch mit einem 
fehlerhaft gewählten Betriebsrat über 
längere Zeit „leben“ müssen. Ist die Wahl 
nicht ausnahmsweise nichtig, bleibt der 
falsch gewählte Betriebsrat grundsätz-
lich bis zur nächsten turnusmäßigen 
Wahl im Amt. Abkürzen lässt sich sei-
ne Amtszeit nur durch ein gerichtliches 
Wahlanfechtungsverfahren, das aber 
oft mindestens zwei bis drei Jahre dau-
ert und außerdem nur für die Zukunft 

wirkt. An der Vergangenheit ändert es 
nichts mehr. Bis es abgeschlossen ist, 
hat der fehlerhaft gewählte Betriebsrat 
ein Vollmandat. Der Arbeitgeber muss 
ihn beteiligen und ist an seine Mitbe-
stimmungsentscheidungen gebunden. 
Die Mitarbeiter ebenfalls – ob sie wollen 
oder nicht. Ordnungsgemäße Betriebs-
ratswahlen sind daher zunächst für den 
Arbeitgeber und die Belegschaft wichtig. 
Für den Betriebsrat gilt aber nichts an-
deres. Er ist sonst während der gesamten 
Dauer seiner Amtszeit mit dem Makel 
behaftet, unter Verstoß gegen das Gesetz 
– rechtswidrig – gewählt worden zu sein. 
Wahlfehler sollten daher im Interesse al-
ler Beteiligten möglichst bereits im Vor-
feld verhindert werden.

Das Statusverfahren klärt, welches 
der richtige Betrieb ist  

Dazu sollte zunächst einmal sicherge-
stellt werden, dass der Wahl die rich-
tige betriebsratsfähige Organisations-
einheit, der richtige Betrieb, zugrunde 
gelegt wird. Klären lässt sich das in 
einem sogenannten Statusverfahren 
nach § 18 Abs. 2 Betriebsverfassungs-
gesetz (BetrVG), das eingeleitet werden 

sollte, sobald sich unterschiedliche Auf-
fassungen über den „richtigen“ Betrieb 
abzeichnen. Es kann nicht nur bei Zwei-
feln darüber, ob ein betriebsratsfähiger 
Betrieb vorliegt (unter anderem vom Ar-
beitgeber), beantragt werden. Wie das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) zum Bei-
spiel in seinem Beschluss vom 18.1.2012 
(Az. 7 ABR 72/10) bestätigt hat, kann im 
Statusverfahren auch geklärt werden, 
ob mehrere selbstständige Betriebe oder 
ein gemeinsamer Betrieb mehrerer Un-
ternehmen vorliegen, ob Betriebsteile 
nach § 4 BetrVG selbstständig oder ei-
nem Betrieb zugeordnet oder welche 
Betriebsratsstrukturen nach § 3 BetrVG 
vereinbart worden sind. Ob und wo be-
reits Betriebsräte gewählt sind, spielt 
dabei keine Rolle.

Ergeht vor Abschluss des Wahlver-
fahrens im Statusverfahren eine rechts-
kräftige Entscheidung, ist sie für alle 
Verfahrensbeteiligten und für die lau-
fende Wahl verbindlich. Hat der Wahl-
vorstand bei der Einleitung der Wahl 
einen anderen als den vom Arbeitsge-
richt festgestellten Betrieb zugrunde 
gelegt, muss die Wahl abgebrochen und 
eine neue Wahl unter Berücksichtigung 

Von Patrick Mückl und Esther Herrnstadt�

Abbruch, Korrektur, Nichtigkeit
Serie. Der letzte Teil unserer Serie beschäftigt sich mit der Frage, wann und wie der 
Arbeitgeber reagieren sollte, wenn er Fehler vor oder während der Wahl erkennt.

Serie Betriebsratswahlen 2014

• �Ausgabe 07/2013: �Alternative Betriebsratsmodelle

• �Ausgabe 08/2013: Wer wählen darf und wie die Betriebsgröße ermittelt wird

• �Ausgabe 09/2013: Spielraum und Grenzen beim Wahlkampf

• �Ausgabe 10/2013: Die fehlerhafte Betriebsratswahl – Anfechtung und Rechtsmittel
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der gerichtlichen Entscheidung einge-
leitet werden. Führt das Statusverfahren 
nicht mehr rechtzeitig vor der Wahl zu 
einer verbindlichen Klärung, kann es 
sinnvoll sein, durch Vereinbarung – so-
weit erforderlich unter Einbindung der 
Gewerkschaft – eine Lösung zu suchen. 
Die zwischen den Tarif- oder (nachran-
gig) Betriebsparteien vereinbarte Struk-
tur ist nämlich spätestens für die nächste 
Betriebsratswahl maßgeblich (§ 3 Abs. 4 
BetrVG). Absprachen mit dem aktuellen 
Betriebsrat über die Wahl sind dagegen 
weniger sicher, weil der Wahlvorstand 
daran nicht gebunden ist.

Berichtigung von Fehlern während 
des Wahlverfahrens

Zulässig sind aber in aller Regel berich-
tigende Eingriffe in das Wahlverfahren, 
mit denen korrigierbare Fehler besei-
tigt werden. Denkbare Korrekturmaß-
nahmen sind zum Beispiel die Aufnah-
me eines Arbeitnehmers in oder seine 
Streichung aus der Wählerliste, eine 
abweichende Festlegung der Betriebs-
ratsgröße und/oder die Zulassung oder 
Zurückweisung eines Wahlvorschlags.

Ein solcher korrigierender Eingriff 
ist als milderes Mittel insbesondere 
im Verhältnis zum Abbruch der Wahl 
zwar stets vorrangig, aber leider nicht 
immer möglich. Ist zum Beispiel ein 
Wahlvorstand für einen vermeintlichen 
Gemeinschaftsbetrieb gebildet worden, 
der in Wahrheit aus mehreren Betrieben 
besteht, ist kein berichtigender Eingriff 
denkbar. Das Gleiche gilt für die Strei-
chung eines Kandidaten von den Stimm-
zetteln, wenn die Arbeitnehmer bereits 
mit der Stimmabgabe begonnen haben.

In derartigen Fällen kommt an sich 
nur noch der Wahlabbruch in Betracht. 
Er ist nach der neuesten Rechtsprechung 
des BAG aber nur noch extrem selten, 
nämlich bei besonders schweren, vo-
raussichtlich zur Nichtigkeit der Wahl 
führenden Fehlern möglich. In seinem 
Beschluss vom 27.7.2011 (Az. 7 ABR 
61/10) geht das BAG insoweit nämlich 
davon aus, dass nur einem in nichtiger 

Wenn Fehler bei Betriebsratswahlen auf dem gerichtlichen Prüfstand stehen, wird 
zwischen den Fällen „Anfechtbarkeit“ und „Nichtigkeit“ unterschieden.

Anders als die erfolgreiche Wahlanfechtung, die nur Auswirkungen für die Zukunft hat, 
wirkt die Feststellung der Nichtigkeit der Wahl zurück: Ein nichtig gewählter Betriebsrat 
hat rechtlich nie bestanden. Seine Handlungen sind alle unwirksam und seine Mitglie-
der genießen keinen Sonderkündigungsschutz (§§ 15 KSchG, 103 BetrVG) als Betriebs-
ratsmitglieder (allenfalls einen vorübergehenden, nachwirkenden als Wahlbewerber).

Die Nichtigkeit der Wahl kann von jedermann jederzeit geltend gemacht werden, 
sofern daran ein berechtigtes Interesse besteht. Fristen müssen nicht gewahrt werden. 
Erforderlich ist aber ein Nichtigkeitsgrund, an den das BAG wesentlich höhere Anforde-
rungen stellt als an einen Anfechtungsgrund. Die Nichtigkeit setzt voraus, dass gegen  
allgemeine Grundsätze einer ordnungsgemäßen Wahl in so hohem Maße verstoßen 
worden ist, dass nicht einmal mehr der Anschein einer dem Gesetz entsprechenden 
Wahl besteht. Die Betriebsratswahl muss quasi „den Stempel der Nichtigkeit auf der 
Stirn tragen“. Nur in diesem Ausnahmefall, in dem für jeden ganz klar ist, dass ein wirk-
sam gewählter Betriebsrat nicht besteht, ist die Wahl von Anfang an nichtig.

Angesichts dieser hohen Anforderungen des BAG überrascht nicht, dass sie nur ganz 
selten erfüllt sind. Denkbar ist das zum Beispiel, wenn während der Amtszeit eines 
ordnungsgemäß gewählten Betriebsrats für denselben Betrieb oder Betriebsteil ohne 
begründeten Anlass ein weiterer Betriebsrat mit dem Ziel gewählt wird, den amtieren-
den Betriebsrat abzuwählen, wenn ein Betriebsrat spontan in einer Betriebsversamm-
lung durch Zuruf gebildet wird oder eine bindende gerichtliche Entscheidung nach § 18  
Abs. 2 BetrVG ignoriert oder die Betriebsratswahl ohne Wahlvorstand durchgeführt wird.

Ein dicker Fehler führt zur Nichtigkeit

PraxisbeispielHintergrund

Bundesarbeitsgericht: Manchmal 
endet erst hier der Wahlstreit.
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gebnis an einem Mittwoch ausgehängt 
worden, endet die Frist mit Ablauf des 
Mittwochs der zweiten darauffolgenden 
Woche. Wird diese Frist versäumt, bleibt 
der Betriebsrat grundsätzlich bis zur 
nächsten turnusmäßigen Wahl mit allen 
betriebsverfassungsrechtlichen Befugnis-
sen im Amt. Dass er fehlerhaft gewählt 
wurde, spielt keine Rolle mehr.

Die Anfechtung muss aber nicht nur 
rechtzeitig erfolgen. Weitere, entschei-
dende Voraussetzung ist ein Anfech-
tungsgrund. Er liegt laut Gesetz vor, 
wenn gegen „wesentliche Vorschriften 
über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder 
das Wahlverfahren verstoßen worden“ 
und keine Berichtigung erfolgt ist – es 
sei denn, dass dadurch das Wahlergebnis 
nicht geändert oder beeinflusst werden 
konnte. Anerkannte Anfechtungsgrün-
de sind unter anderem die Verkennung 
des Betriebsbegriffs, die falsche Bemes-
sung der Betriebsgröße und infolgedes-
sen die Angabe einer zu großen oder zu 
kleinen Zahl zu wählender Betriebsrats-
mitglieder im Wahlausschreiben, die 
Zulassung von nicht wahlberechtigten 
Arbeitnehmern, die Verkennung der 
Schwellenwerte für die Anwendbar-
keit des vereinfachten Wahlverfahrens  
(§ 14a BetrVG), aber zum Beispiel auch 

Weise errichteten Wahlvorstand unter-
sagt werden kann, weiterhin tätig zu 
werden. Daraus muss man folgern, dass 
eine Abbruchverfügung wegen Mängeln 
des Wahlverfahrens nur noch möglich 
ist, wenn die Wahl voraussichtlich nich-
tig wäre, was selten der Fall ist (verglei-
che dazu den Kasten auf Seite 67).

Die betriebliche Praxis muss sich 
– leider – auf die vom BAG gezogenen 
Grenzen für eine Abbruchverfügung 
einstellen, obwohl sie geradezu zu Ma-
nipulationen einladen. Das macht zum 
Beispiel ein Beschluss des LAG Schles-
wig-Holstein vom 5.4.2012 (Az. 4 TaBVGa 
1/12) deutlich, in dem das LAG die Ent-
scheidung des BAG zwar zu Recht stark 
kritisiert, sich aber aus Gründen der 
„Rechtseinheit“ daran gehindert sieht, 
von der Rechtsauffassung des BAG ab-
zuweichen und eine Abbruchverfügung 
zu erlassen. In den praktisch besonders 
häufigen Fällen des Streits um den „rich-
tigen“ Betrieb wird die möglichst frühe 
Einleitung eines Verfahrens nach § 18 
Abs. 2 BetrVG deshalb noch wichtiger. 
Das gilt umso mehr, als das BAG jeden 
Verstoß gegen Wahlvorschriften geson-
dert prüft und mit Blick auf eine Nichtig-
keit der Wahl keine Gesamtwürdigung 
vornimmt. Das „Zusammenrechnen“ von 
Verstößen ist daher kein Ausweg.

Der Schnelleingriff durch einstweili-
gen Rechtsschutz

Sind die vom Wahlvorstand getroffenen 
Maßnahmen und Entscheidungen nach 
Auffassung des Arbeitgebers rechts-
widrig, muss hier wegen des durch den 
Wahlablauf bestehenden Zeitdrucks  
schnell durch Antrag auf den Erlass ei-
ner einstweiligen Verfügung gehandelt 
werden. Denkbar sind im Wesentlichen 
drei Ziele:
• �die Aussetzung der Wahl,
• �die Korrektur von Mängeln im Wahl-

verfahren vor dessen Abschluss und
• �der Abbruch der Wahl.
Die Eilbedürftigkeit als sogenannter 
Verfügungsgrund ist regelmäßig gege-
ben, weil durch den schnellen Verlauf 

des Wahlverfahrens ein erheblicher 
Zeitdruck entsteht und ohne Eingriff 
der Wahlabschluss mit den eingangs 
skizzierten nachteiligen Folgen droht.

Ein Antrag auf Aussetzung der Wahl 
hat nur Erfolg, wenn ein bereits vor 
Beginn der Wahl angestrengtes Be-
schlussverfahren – zum Beispiel ein 
Statusverfahren nach § 18 Abs. 2 BetrVG  
– kurz vor dem rechtskräftigen Ab-
schluss steht. In allen anderen Fällen ist 
er aussichtslos.

Wenn Fehler passiert sind

Wird eine fehlerhafte Wahl nicht schon 
im Vorfeld korrigiert oder durch eine 
einstweilige Verfügung verhindert, 
kann sie grundsätzlich nur noch durch 
Anfechtung (§ 19 BetrVG) nachträglich 
beseitigt werden. Bis zur erfolgreichen 
Anfechtung bleibt der fehlerhaft ge-
wählte Betriebsrat allerdings im Amt. 
Etwas anderes gilt nur in den extrem 
seltenen Fällen der Nichtigkeit.

Erforderlich für eine erfolgreiche An-
fechtung ist zunächst die Erfüllung for-
meller Voraussetzungen. Ganz wichtig ist 
dabei, dass die Wahl kraft Gesetzes nur 
„binnen zwei Wochen nach der förmlichen 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses“ an-
gefochten werden kann. Ist das Wahler-

Welche betriebsverfassungsrechtlichen Folgen hat die Beschäftigung von Leiharbeit-
nehmern? Mit dieser Frage hat sich das BAG in mehreren Enscheidungen befasst.

Der Dauerbrenner Leiharbeit wirkt sich auch auf die Betriebsratswahl aus. Das BAG hat 
zuletzt mehrere heftig umstrittene Fragen geklärt: Zunächst gilt der bekannte Merksatz 
„Leiharbeitnehmer wählen, aber zählen nicht“ nicht mehr. Der 7. Senat des BAG hat am 
13.3.2013 (Az. 7 ABR 7 ABR 69/11) unter Aufgabe seiner früheren Rechtsprechung ent-
schieden, in der Regel beschäftigte Leiharbeitnehmer seien bei den Schwellenwerten 
des § 9 BetrVG im Entleiherbetrieb mitzuzählen. Auf die nach § 8 Abs. 1 Satz 1 BetrVG 
für die Wählbarkeit erforderliche sechsmonatige Betriebszugehörigkeit sind Beschäf-
tigungszeiten als Leiharbeitnehmer im entleihenden Betrieb ebenfalls anzurechnen, 
wenn der Arbeitnehmer im unmittelbaren Anschluss an die Überlassung ein Arbeitsver-
hältnis mit dem Entleiher begründet (BAG, Urteil vom 10.10.2012, Az. 7 ABR 53/11). 
Bei Kooperationen mit staatlichen Einrichtungen gilt: Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes, die in Betrieben privatrechtlich organisierter Unternehmen mindestens sechs 
Monate als Leiharbeitnehmer im Wege der Personalgestellung tätig sind, können dort in 
den Betriebsrat gewählt werden (BAG, Urteil vom 15.8.2012, Az. 7 ABR 34/11).

Der Streit um die Leiharbeitnehmer

PraxisbeispielRechtsprechung
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die Schaffung des Risikos von Mani-
pulationen durch unzureichende Ver-
siegelung der Wahlurne während des 
Wahlgangs.

Mit der rechtskräftigen Entscheidung 
im Anfechtungsverfahren steht die Un-
gültigkeit der Wahl fest. Die erfolgreiche 
Wahlanfechtung beseitigt den fehlerhaft 
gewählten Betriebsrat aber nicht rückwir-
kend. Der Betriebsrat verliert sein Amt 
erst mit der Rechtskraft der Entscheidung 
für die Zukunft. Dann aber ersatzlos; 
seine Aufgaben und Befugnisse bleiben 
nicht noch bis zur Neuwahl bestehen.

Vorsorge ist besser als Nachsorge

Da Fehler der Betriebsratswahl den 
Arbeitgeber insbesondere mit unnöti-

gen Kosten und die Arbeitnehmer mit 
der Ausübung von Beteiligungs- und 
Mitbestimmungsrechten durch eine de-
mokratisch nicht „richtig“ legitimierte 
Vertretung belasten, sollten sie unbe-
dingt vermieden werden. Idealerweise 
sollte ihnen weit im Vorfeld einer Wahl, 
beispielsweise durch die Einleitung und 
Durchführung eines Statusverfahrens 
(vergleiche Seite 66), vorgebeugt wer-
den. Der Merksatz „Vorsorge ist besser 
als Nachsorge“ gilt umso mehr, seit das 
BAG die Möglichkeit erheblich einge-
schränkt hat, kurz vor oder während 
der Durchführung der Wahl einen An-
trag auf den Erlass einer einstweiligen 
Verfügung zu stellen, um eine fehler-
hafte Wahl zu vermeiden. Ist das Kind, 

bildlich gesprochen, „in den Brunnen 
gefallen“ und der Betriebsrat im Amt, 
kann die fehlerhafte Wahl grundsätzlich 
nur noch angefochten werden. In selte-
nen Ausnahmefällen – bei besonders 
schweren Fehlern – kann und sollte der 
Arbeitgeber die Feststellung ihrer Nich-
tigkeit beantragen.�

Dr. Patrick Mückl ist 
Rechtsanwalt und Fachanwalt 
für Arbeitsrecht bei Noerr LLP, 
Düsseldorf.

Esther Herrnstadt ist 
Rechtsanwältin bei Noerr LLP, 
Düsseldorf.
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Die gesetzlich festgelegte, zwin-
gende Schriftform bei der 
Kündigung eines Arbeitsver-
hältnisses und die hiermit 

verbundenen Formalia bereiten in der 
Praxis immer wieder Schwierigkeiten. 
Dies gilt vor allem dann, wenn nicht der 
gesetzliche Vertreter (Geschäftsführer 
oder Vorstand), sondern ein anderer 
Dritter die Kündigung erklärt.

Die arbeitsgerichtliche Rechtspre-
chung hat sich regelmäßig damit zu 
beschäftigen, dass Arbeitnehmer Kün-
digungen zurückweisen, weil bei deren 
Ausspruch die Vollmacht nicht nachge-
wiesen ist oder eine entsprechende Ver-
tretungsbefugnis nicht besteht. Auch 
aktuelle Urteile belegen dies. Grund ge-
nug, sich des Themas anzunehmen, um 
einfache Fehler künftig zu vermeiden.

Konkret geht es dabei um die Vorschrift 
des § 174 BGB (siehe Kasten auf Seite 72), 
wonach ein einseitiges Rechtsgeschäft, 
das ein Bevollmächtigter vornimmt, 
dann als unwirksam gilt, wenn der Be-
vollmächtigte eine Vollmachtsurkunde 
nicht vorlegt und der andere das Rechts-
geschäft aus diesem Grund unverzüglich 
zurückweist. Möchte der gekündigte 
Arbeitnehmer von seinem Zurückwei-
sungsrecht Gebrauch machen, so muss 
die Zurückweisung unverzüglich erfol-
gen. Unverzüglich bedeutet hierbei nicht 
sofort. Innerhalb welcher Zeitspanne 
der Mitarbeiter die Kündigung wegen 
der fehlenden Bevollmächtigung zu-
rückweisen muss, richtet sich nach den 
Umständen des Einzelfalls. Ein Zeitraum 

von einer Woche zwischen Zugang der 
Kündigung und Zurückweisung wird in 
der Regel noch als angemessen erachtet. 

Kündigungsberechtigt oder nicht?

Zur Kündigung berechtigt ist grundsätz-
lich der Arbeitgeber, bei einer juristi-

schen Person deren gesetzlicher Vertre-
ter. § 174 BGB ist hier nicht anwendbar, 
da diese Vorschrift lediglich die rechts-
geschäftliche Bevollmächtigung erfasst, 
jedoch grundsätzlich nicht die organ-
schaftliche Vertretungsbefugnis wie die 
eines Geschäftsführers oder Vorstands 

Von Ralf Kittelberger und Oliver Hahn�

Vollmachtsrüge oder Kündigung
Übersicht. Auch wenn eine Kündigung inhaltlich keine Angriffspunkte liefert, kann 
sie dennoch unwirksam sein, wenn sie aus formalen Gründen zurückzuweisen ist.

Die harmlos anmutende Bestimmung des § 174 BGB kann bei Nichtbeachtung drasti-
sche Folgen für den Arbeitgeber haben. Dazu drei Fallbeispiele:

Beispiel 1: Der zwischenzeitliche Sonderkündigungsschutz
Eine Arbeitnehmerin erhält am 30. Juni 2013 die von dem Personalsachbearbeiter  
unterzeichnete Kündigung der X-GmbH und weist diese unverzüglich wegen fehlender 
Vorlage einer Vollmacht zurück. Als die X-GmbH im Juli 2013 eine erneute Kündigung 
aussprechen will, ist die Arbeitnehmerin schwanger. Die Folge: Sie unterliegt nun dem 
Sonderkündigungsschutz nach dem Mutterschutzgesetz.

Beispiel 2: Die verpasste Zwei-Wochen-Frist
Ein Arbeitnehmer ist in einem Supermarkt als Kassierer angestellt. Am 1. September 
wird er bei der Unterschlagung von Pfandbons ertappt. Nachdem der Betriebsrat für 
den Ausspruch einer außerordentlichen fristlosen Kündigung ordnungsgemäß angehört 
wurde, übergibt der Filialleiter eine vom ihm mit „i. V.“ unterschriebene Kündigung am 
15. September – jedoch ohne Vollmachtsvorlage. Der Arbeitnehmer weist die Kündigung 
daher am 16. September ordnungsgemäß zurück. Folge: Der Ausspruch einer weiteren 
außerordentlichen fristlosen Kündigung wegen des Vorfalls am 1. September ist nicht 
mehr möglich, da die zweiwöchige Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB abgelaufen ist.

Beispiel 3: Das verpasste Kündigungsfenster
Mit einer Führungskraft ist eine Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Halbjahresende 
vereinbart. Der Prokurist übergibt ihm am 31. Dezember eine von ihm mit dem Zusatz 
„ppa.“ unterzeichnete Kündigung. Die Führungskraft weist die Kündigung unverzüglich 
zurück, da der Prokurist im Handelsregister als Gesamtprokurist eingetragen ist. Folge: 
Eine erneute Kündigung kann jetzt erst auf das Ende des nächsten Jahres wirken.

Harmlose Anlässe, böse Folgen

PraxisbeispielBeispiele
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(BAG, Urteil vom 20.9.2006, Az. 6 AZR 
82/06). Auch im Handelsregister einge-
tragene Prokuristen sind kündigungs-
berechtigt und müssen beim Ausspruch 
der Kündigung keine entsprechende 
Vollmacht nachweisen.

Allerdings ist die im Handelsregister 
eingetragene und vorgesehene Art der 
Vertretung zwingend zu beachten. So 
kommt es vor, dass Gesamtvertretung 
angeordnet ist (mehrere Geschäftsführer, 
Geschäftsführer und Prokurist oder Pro-
kurist und Prokurist). Diese Einschrän-
kungen werden häufig nicht beachtet, was 
eine kürzlich ergangene Entscheidung 
des LAG Hamm vom 16. Mai 2013 (Az. 17 
Sa 310/13 – Revision eingelegt unter Az. 
2 AZR 586/13) einmal mehr verdeutlicht.

Bedient sich der Arbeitgeber beim Ausspruch von Kündigungen eines Bevollmächtigten, so kommt es für eine rechtmäßige Zurückwei-
sung auf Einzelheiten an. Folgende Konstellationen sind von besonderer praktischer Relevanz.

Unterzeichnung mit dem Zusatz „i. V.“ oder „i. A.“
Die alleinige Mitteilung der Vertretungsmacht durch den Vertreter 
auf dem Kündigungsschreiben durch den Unterschriftszusatz „i. V.“ 
reicht nicht aus (BAG, Urteil vom 12.1.2006, Az. 2 AZR 179/05).
Völlig ungeeignet ist in der Praxis die Unterzeichnung eines Kündi-
gungsschreibens mit dem Zusatz „i. A.“. Dieser deutet gerade an-
ders als der Zusatz „i. V.“ darauf hin, dass kein Vertretungs-, sondern 
ein Auftragsverhältnis besteht (unter anderem LAG Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 31.1.2008, Az. 9 Sa 416/09).

Vorlage der Vollmachtsurkunde bei Unterzeichnung mit „i. V.“
Dem Kündigungsschreiben muss eine Original-Vollmacht beigefügt 
werden, aus der sich die Berechtigung des Bevollmächtigten ergibt. 
Weder eine Foto- noch eine Telefaxkopie der Vollmachtsurkunde 
sind hierfür ausreichend (LAG Düsseldorf, Urteil vom 22.2.1995, 
Az. 4 Sa 1817/94). Auch die Vorlage einer beglaubigten Abschrift 
genügt nicht. Achtung: Auch die Zurückweisung ist ein einseitiges 
Rechtsgeschäft nach § 174 BGB. Beauftragt also der gekündigte 
Mitarbeiter einen Anwalt mit der Zurückweisung, muss dieser bei der 
durch ihn vorgenommenen Zurückweisung seinerseits eine Original-
Vollmacht des Kündigungsempfängers vorlegen; anderenfalls besteht 
für den Arbeitgeber die Möglichkeit der sogenannten „Zurückweisung 
der Zurückweisung“.

Einzelheiten entscheiden über eine berechtigte Zurückweisung

PraxisbeispielHinweis

Für den Arbeitgeber sprach der Per-
sonalleiter, dem zugleich Gesamtproku-
ra erteilt war, eine Kündigung aus. Das 
Kündigungsschreiben wurde von ihm 
mit dem Zusatz „ppa“ und zusätzlich 
von einem Personalsachbearbeiter mit 
dem Zusatz „i. V.“ unterschrieben. Der 
gekündigte Mitarbeiter wies die Kündi-
gung nach § 174 BGB zurück.

Das LAG Hamm hat die Kündigung für 
unwirksam erklärt. Es stellte zunächst 
fest, dass ein ausreichendes In-Kennt-
nis-Setzen über die Bevollmächtigung 
zum Ausspruch von Kündigungen 
nach § 174 Satz 2 BGB auch darin lie-
gen kann, dass der Arbeitgeber einem 
bestimmten Mitarbeiter durch Bestel-
lung zum Leiter der Personalabteilung 

in eine Stelle beruft, mit der regelmä-
ßig das Kündigungsrecht verbunden zu 
sein pflegt (BAG, Urteil vom 14.4.2011, 
Az. 6 AZR 727/09). Vorliegend habe der 
kündigende Mitarbeiter nicht in seiner 
Funktion als Personalleiter, sondern 
in Ausübung der aus der Prokura fol-
genden Vertretungsmacht gehandelt, 
weil er (selbstbindend) mit dem Zusatz 
„ppa“ unterzeichnet hat. Diese war nur 
als Gesamtprokura erteilt. Die Kündi-
gung hätte daher entweder von einem 

Muster Vorlage für die Erteilung einer 
Prokura (HI100304)

Die Arbeitshilfe finden Sie im Haufe 
Personal Office (HPO). Internetzugriff:

www.haufe.de/hi100304

ARBEITSHILFE

Abgrenzungsfälle
• Besteht ein Betriebsrat, so muss dieser gemäß § 102 BetrVG 
beteiligt werden. Immer wieder kommt es hier zu Streitigkeiten 
über die Wirksamkeit der einzuhaltenden Formalia. Das BAG  
hat kürzlich entschieden, dass der Betriebsrat die Anhörung  
zu einer beabsichtigten Kündigung, die durch einen Boten oder 
Vertreter des Arbeitgebers erfolgt ist, nicht entsprechend  
§ 174 Satz 1 BGB zurückweisen kann (Urteil vom 13.12.2012, 
Az. 6 AZR 348/11). Habe der Betriebsrat Zweifel an der Boten- 
oder Vertreterstellung der ihm gegenüber bei der Anhörung 
auftretenden Person, kann er sich unmittelbar gegenüber dem 
Arbeitgeber äußern.
• Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses durch den Insolvenz
verwalter kann nicht nach § 174 BGB von dem gekündigten Ar-
beitnehmer zurückgewiesen werden (vergleiche LAG Schleswig-
Holstein, Urteil vom 5.2.2013, Az. 1 Sa 299/12).
• Kein Fall des § 174 BGB ist eine Kündigung durch einen Ver-
treter, der nicht nur keine entsprechende Vollmacht nachweist, 
sondern keine besitzt. Hat der Gekündigte die Vertretung ohne 
Vertretungsmacht nicht beanstandet oder war er mit dieser 
einverstanden, besteht für den Arbeitgeber die Möglichkeit, die 
Kündigung nachträglich zu genehmigen. Sie wird wirksam mit 
dem Zugang der Genehmigungserklärung.
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Eine Zurückweisung ist schließlich 
ausgeschlossen, wenn sie treuwidrig 
ist. Dies ist regelmäßig dann der Fall, 
wenn der Mitarbeiter, der die Kündi-
gung ausspricht, schon vor Ausspruch 
der Kündigung als Vertreter seines 
Unternehmens aufgetreten ist. Hat der 
Kündigungsempfänger dies in der Ver-
gangenheit nicht beanstandet, musste 
für diesen daher klar sein, dass der 
Mitarbeiter zur Kündigung des Vertrags 
berechtigt ist. Der Empfänger kann also 
die Kündigung nicht zurückweisen.�

weiteren Prokuristen oder aber von ihm 
mit der Bezeichnung „Personalleiter“ 
(alleine) unterzeichnet werden müssen. 
Die weitere Unterzeichnung des Kündi-
gungsschreibens mit dem Zusatz „i. V.“ 
half nicht, da ein Vollmachtsnachweis 
dem Kündigungsschreiben nicht beige-
fügt war.

Das Handelsregister hilft

Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, 
wenn der Arbeitgeber den Arbeitneh-
mer von der Bevollmächtigung in Kennt-
nis gesetzt hatte. In diesen Fällen ist da-
her die Vorlage einer Original-Vollmacht 
nicht erforderlich.

Die erforderliche Kenntnis des Kündi-
gungsempfängers von der Bevollmäch-
tigung eines Prokuristen wird schon 
durch die Eintragung der Prokura in das 
Handelsregister fingiert. Kündigt daher 
ein Prokurist, ist das Zurückweisen 
der Kündigung ausgeschlossen, auch 
wenn der Erklärungsempfänger keine 
Kenntnis von der Prokuristenstellung 
hat und der Vertreter ohne Hinweis auf 
seine Prokura handelte. Der Mitarbeiter 
muss sich so behandeln lassen, als ob 
er die (länger als 15 Tage eingetragene) 
Tatsache kennt. Eine direkte Kundgabe 
der Bevollmächtigung ist wegen der so-
genannten Publizitätswirkung des Han-
delsregisters entbehrlich (BAG, Urteil 
vom 14.4.2011, Az. 6 AZR 727/09).

Personalleiter ja, Filialleiter nein

Die Original-Vollmacht muss nicht vor-
gelegt werden, wenn der Leiter der 
Personalabteilung kündigt, denn die-
ser bekleidet eine Stellung, mit der das 
Kündigungsrecht üblicherweise ver-
bunden ist, was für Personalsachbear-
beiter, Filial- oder Niederlassungsleiter 
nicht gilt. Bei diesen Personengruppen 
muss ein In-Kenntnis-Setzen erfolgen, 
zum Beispiel über einen Aushang der 
Information am „Schwarzen Brett“ oder 
im Intranet mit gesondertem Hinweis 
gegenüber dem Erklärungsempfänger. 
Die Mitteilung einer generellen Kün-
digungsberechtigung kann auch vom 

Arbeitgeber zum Beispiel anlässlich 
der Amtseinführung eines Angestell-
ten erfolgen. Dies gilt selbst gegenüber 
solchen Arbeitnehmern, die bei der 
Amtseinführung nicht anwesend waren 
(LAG Köln, Urteil vom 7.7.1993, Az. 2 Sa 
280/93).

Nennung schon im Arbeitsvertrag

Die Mitteilung der Bevollmächtigung 
kann auch im Arbeitsvertrag enthalten 
sein. Laut BAG reicht es jedoch nicht 
aus, wenn lediglich folgende Regelung 
enthalten ist: „Eine Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses kann auch durch den 
Objektleiter oder Niederlassungsleiter 
ausgesprochen werden.“ Vielmehr muss 
zusätzlich die Person, welche diese Po-
sition bekleidet, namentlich benannt 
werden. Oder es muss ein Weg aufge-
zeigt werden, wie der Arbeitnehmer 
den Namen der Person erfahren kann 
(BAG, Urteil vom 14.4.2011, Az. 6 AZR 
727/09).

Formelle Fehler bei der Kündigungsbevollmächtigung sind ärgerlich. Sie sind aber 
vermeidbar, wenn folgender Check eingehalten wird.

1. �Vor Ausspruch der Kündigung ist (gegebenenfalls unter Beachtung interner „Signing 
Rules“) zu prüfen, wer in welcher Konstellation kündigungsberechtigt ist.

2. �Wenn das Kündigungsschreiben mit dem Zusatz „i. V.“ unterzeichnet wird, ist dem 
Kündigungsschreiben eine Original-Vollmacht als Nachweis beizufügen. Jedenfalls ist 
sicherzustellen, dass dem zu kündigenden Mitarbeiter die Kündigungsberechtigung 
bekannt gemacht wurde. Hierauf ist insbesondere bei Mitarbeiterwechsel im Kreis 
der Kündigungsberechtigten zu achten.

3. �Niemals eine Kündigung mit dem Zusatz „i. A.“ unterzeichnen! Reaktion im Falle der 
Zurückweisung: Erfolgte sie unverzüglich?

4. �Im Falle der vollmachtlosen Zurückweisung durch einen Vertreter: Prüfung, ob die 
Zurückweisung der Zurückweisung zu erfolgen hat oder ob eine andere Reaktion 
geboten ist (zum Beispiel Genehmigung oder Ausspruch einer weiteren Kündigung).

Der Vier-Punkte-Check

PraxisbeispielTipp

Dr. Ralf Kittelberger 
ist Fachanwalt für Arbeits-
recht bei der SLP Anwalts-
kanzlei in Reutlingen.

Dr. Oliver Hahn ist 
Fachanwalt für Arbeitsrecht 
bei der SLP Anwaltskanzlei in 
Reutlingen.

§ 174 BGB – Einseitiges Rechtsgeschäft eines Bevollmächtigten
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegenüber 
vornimmt, ist unwirksam, wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vor-
legt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grunde unverzüglich zurückweist. 
Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den anderen von der 
Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt hatte.

PraxisbeispielRechtsgrundlage
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Von Martin Römermann�

Urlaub bei Wechsel in Teilzeit
auslegung. Wechseln Mitarbeiter im laufenden Jahr in Teilzeit, kann dies zu skur-
rilen Ergebnissen und langen Urlauben führen. Es gibt jedoch Gestaltungsspielraum.

 Verringert ein Arbeitnehmer 
seine Wochenarbeitstage, so 
treten bei der Frage, wie viel 
Urlaub ab dem Zeitpunkt der 

Arbeitszeitverringerung zu gewähren 
ist, dann keine Probleme auf, wenn die-
ser Wechsel zum Jahresanfang vollzogen 
wird. Der neu erworbene Urlaub wird 
dann problemlos auf der Basis der ver-
ringerten Arbeitstage anteilig gewährt.

Problemfall: Unterjähriger Wechsel

Da nach dem Teilzeit- und Befristungs-
gesetz der Anspruch auf Teilzeitarbeit 
aber auch unterjährig geltend gemacht 
werden kann, stellt sich die Frage, wie 
in diesen Wechselfällen der Urlaub zu 
berechnen ist. Ist aufgrund des Wech-
sels der gesamte Urlaubsanspruch für 
das Kalenderjahr entsprechend der 
Teilzeit zu kürzen oder ist der bereits 
für Zeiten der Vollzeitbeschäftigung er-
worbene anteilige Urlaubsanspruch der 
Höhe nach unverändert erhalten geblie-
ben? Letzteres kann zu skurrilen Ergeb-
nissen führen, wenn während der Teil-
zeittätigkeit nur noch an sehr wenigen 
Tagen gearbeitet werden soll und eine 
große Menge Resturlaub besteht. Fak-
tisch könnte dann der Arbeitnehmer, 
der von fünf Tagen pro Woche auf zwei 
Tage pro Woche wechselt, gleich mehre-
re Wochen zu Hause bleiben.

Das Grundsatzurteil des BAG

Das BAG hat zu dieser Problematik die 
Auffassung vertreten, dass der einem 
Arbeitnehmer zustehende Urlaubsan-

spruch bei einem unterjährigen Wech-
sel von Voll- in Teilzeit und Verteilung 
der Arbeitszeit auf weniger Arbeits-
tage unter Berücksichtigung der nun-
mehr für den Arbeitnehmer maßgebli-
chen Verteilung neu zu berechnen sei 
(BAG, Urteil vom 28.4.1998, Az. 9 AZR 
314/97). Wechselte ein Arbeitnehmer 
beispielsweise zum 1. Juli eines Jahres 
von Voll- in Teilzeit, hätte er in dem ers-
ten halben Jahr eigentlich schon den vol-
len Urlaubsanspruch über 20 Arbeitsta-
ge erworben. Nun hat er in Teilzeit und 
Drei-Tage-Woche nur noch Anspruch 
auf zwölf Arbeitstage Urlaub. Da er den 
Urlaub bereits in der ersten Jahreshälfte 
theoretisch hätte nehmen und komplett 
abbauen können, erschien diese Recht-
sprechung zweifelhaft.

Anpassung an die EuGH-Auslegung

Seit dieser „Teilzeitentscheidung“ hatte 
der EuGH das Urlaubsrecht aber mas-
siv durcheinandergewirbelt, was zu 

wesentlichen Änderungen in der BAG-
Rechtsprechung geführt hat.

So hat das Bundesarbeitsgericht mit 
Urteil vom 19. Juni 2012 (Az. 9 AZR 
652/10) die sogenannte Surrogations-
theorie aufgegeben. Der Urlaubsab
geltungsanspruch nach Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses fällt als rei-
ner Geldanspruch nicht mehr unter das 
Fristenregime des Bundesurlaubsge-
setzes. Des Weiteren wird seit der Ent-
scheidung des BAG vom 7. August 2012 
(Az. 9 AZR 353/10) § 7 Abs. 4 BUrlG 
europarechtskonform ausgelegt. Der 
gesetzliche Mindesturlaub verfällt dem-
nach bei durchgehender Arbeitsunfähig-
keit nach einem Übertragungszeitraum 
von 15 (statt drei) Monaten nach Ablauf 
eines Kalenderjahres.

Die Tirol-Entscheidung des EuGH

Bereits in 2010 deutete der EuGH in 
der sogenannten Tirol-Entscheidung 
an, dass er eine Reduzierung eines vor-

Urlaubsplanung: Aufgepasst, wenn 
Mitarbeiter im laufenden Jahr in 
Teilzeit wechseln.
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gegen deutsches Recht verstoße, dem 
EuGH am 4. September 2012 (Az. 2 Ca 
257/12) vor.

EuGH: Kürzung ist nicht zulässig

Der EuGH schloss sich der Auffassung 
des ArbG Nienburg am 13. Juni 2013 
(Az. 415/12) an. Es sei nicht zulässig, die 
Zahl der Tage bezahlten Jahresurlaubs, 
die ein vollzeitbeschäftigter Arbeitneh-
mer während der Vollzeit nicht habe in 
Anspruch nehmen können, wegen des 
Übergangs dieses Arbeitnehmers zu ei-
ner Teilzeitbeschäftigung entsprechend 
dem Verhältnis zu kürzen, in dem die 
von ihm vor diesem Übergang geleistete 
Zeit der wöchentlichen Arbeitstage zu 
der danach geleisteten Zahl stehe. Der 
Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub 
sei ein besonders bedeutsamer Grund-
satz des Sozialrechts der Union. Deshalb 
dürfe der Anspruch nicht restriktiv aus-
gelegt werden. Der Pro-rata-temporis-
Grundsatz dürfe zwar auf die Gewäh-
rung des Jahresurlaubs für die Zeit der 
Teilzeitbeschäftigung angewendet wer-
den. Hier sei die Minderung des An-
spruchs auf Jahresurlaub aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt. Hingegen könne 
dieser Grundsatz nicht nachträglich auf 
einen Anspruch auf Jahresurlaub ange-
wandt werden, der in der Zeit der Voll-
zeitbeschäftigung erworben wurde.

Gestaltungsmöglichkeiten prüfen

Die negativen Erfahrungen deutscher 
Arbeitgeber vor dem EuGH zum Ur-
laubsrecht setzen sich damit fort, es 
bleibt jedoch Gestaltungsspielraum. Der 
Arbeitgeber muss hinnehmen, dass Ar-
beitnehmer, die ihren für den Zeitraum 
der Vollzeit entstandenen Jahresurlaub 
nach einem Wechsel in Teilzeit nehmen, 
länger fehlen können, als dies zu Zeiten 
von Vollzeit der Fall war. In Anknüpfung 
an die Tirol-Entscheidung wird der Ar-
beitgeber ebenfalls hinnehmen müssen, 
dass er die Urlaubstage, die für Tage der 
Vollzeit entstanden sind, wie einen Voll-
zeiturlaubstag bezahlen muss, selbst 
wenn der Arbeitnehmer mittlerweile 

an einem Arbeitstag weniger als acht 
Stunden Teilzeitarbeit leistet. Es sollte 
aber nicht übersehen werden, dass der 
EuGH nur bezüglich des gesetzlichen 
Mindesturlaubs entschieden hat, der eu-
ropaweit 20 Urlaubstage bei einer Fünf-
Tage-Woche beträgt. Es lohnt sich damit, 
zwischen gesetzlichem und übergesetz-
lichem Urlaub in Arbeitsverträgen zu 
unterscheiden.

Neben den bereits vielfach erteilten 
Hinweisen zum Kürzungsrecht von 
übergesetzlichem Urlaub bei unterjäh-
rigem Ausscheiden und Krankheit sollte 
ergänzend aufgenommen werden, wel-
che Quotierungsmöglichkeiten sich der 
Arbeitgeber bei Wechsel von Voll- in Teil-
zeit für den übergesetzlichen Urlaub vor-
behalten möchte. Schließlich sei jeder 
Arbeitnehmer daran erinnert, dass der 
nicht tarifgebundene Arbeitgeber sich 
auch auf den gesetzlichen Urlaubsan-
spruch von 20 Tagen pro Kalenderjahr 
beschränken könnte. Mithin kann es 
auch künftig nicht unzulässig sein, für 
das Geschenk des übergesetzlichen 
Urlaubs besondere Umrechnungsvor-
schriften in Abweichung vom gesetz-
lichen Mindesturlaub vorzusehen.

Ist der Arbeitgeber hingegen tarifge-
bunden, kann er nur hoffen, dass im 
Tarifvertrag deutlich zwischen gesetz-
lichem und tariflichem Mehrurlaub 
differenziert wird und der Tarifvertrag 
entsprechende Quotierungsmöglich-
keiten einräumt. Die Entwicklung im 
Urlaubsrecht bleibt damit spannend.�

Dr. Martin Römermann 
ist Partner bei SKW Schwarz 
Rechtsanwälte in Berlin.

Muster Nachträgliche Zusatzvereinbarung 

bei Reduzierung der Arbeitszeit (HI874882)

Die Arbeitshilfe finden Sie im Haufe 

Personal Office (HPO). Internetzugriff:

www.haufe.de/hi874882

ARBEITSHILFE

her erworbenen Urlaubsanspruchs für 
fragwürdig hält (EuGH, Az. C-486/08). 
Damals ging es aber nur um das Ur-
laubsentgelt, nicht die Anzahl der Ur-
laubstage. Eine spätere Realisierung 
des vorher erworbenen Urlaubsan-
spruchs steht nach Auffassung des 
Europäischen Gerichtshofs in keiner 
Beziehung zu der im Realisierungszeit-
raum geltenden Arbeitszeit. Für den 
Teil des Urlaubsanspruchs, der vor der 
Arbeitszeitänderung erworben (und 
noch nicht realisiert) wurde, ist danach 
auch hinsichtlich des Urlaubsentgelts 
noch die frühere Arbeitszeit maßgeb-
lich, wenn dieser Urlaubsanspruch 
nach der Arbeitszeitänderung erfüllt 
wird.

Da die Entscheidung jedoch Österreich 
betraf, wo der Urlaub grundsätzlich in 
Stunden und nicht wie in Deutschland 
nach Wochen gerechnet wird, wurde ei-
ne Übertragbarkeit dieser Entscheidung 
auf das deutsche Urlaubsrecht vielfach 
abgelehnt. Wenn überhaupt, sollte eine 
Verkürzung der Urlaubstage ungeachtet 
der Tirol-Entscheidung erfolgen können. 
Jedoch sei infolge der Tirol-Entscheidung 
des EuGH während des (gekürzten) Ur-
laubs das Vollzeitgehalt zu bezahlen.

Der Nienburger Vorlagebeschluss

Das Arbeitsgericht Nienburg sah sich 
nunmehr aber mit einer Rückkehre-
rin aus der Elternzeit konfrontiert. Sie 
nahm den aus der Elternzeit stammen-
den Urlaub in die Elternteilzeit herüber 
und sah sich einer ungerechtfertigten 
Kürzung dieser Urlaubstage durch den 
Arbeitgeber ausgesetzt.

Das Arbeitsgericht Nienburg stimmte 
der Mitarbeiterin zu und ging davon 
aus, dass die Kürzung des noch nicht 
verbrauchten Erholungsurlaubs aus der 
Vollzeit den Arbeitnehmer benachteili-
ge. Es handele sich um einen Verstoß 
gegen § 4 Nr. 1 und Nr. 2 der Rahmenver-
einbarung über Teilzeitarbeit im Anhang 
der Richtlinie 97/81. Das Arbeitsgericht 
Nienburg legte die Frage, wie das euro-
päische Recht auszulegen sei und ob es 
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Klar reden – ohne Füllwörter

Wohl jeder hat schon einmal einen Vortrag erlebt, bei dem der Redner 
sich ständig durch Füllwörter wie ähm, ehh oder mhh unterbrach. 
Für die Zuhörer ist das oft sehr lästig und es macht auch keinen be-

sonders souveränen Eindruck. Wer bewusst darauf achtet und aktiv an seiner 
Vortragstechnik arbeitet, kann diese lästige Angewohnheit leicht abstellen. 
Rhetorik-Trainer Rüdiger Vogel hat einen Trainigsplan hierfür erarbeitet.

Erstens: Machen Sie sich das Problem bewusst, indem Sie Kollegen oder 
Bekannte bitten, ein offenes und ehrliches Feedback zu geben. Eine gute 
Möglichkeit, sich zu überprüfen, ist die Aufzeichnung des Vortrags auf Video.

Zweitens: Stellen Sie die Häufigkeit von Füllwörtern fest. Verwenden Sie 
nahezu in jedem Satz solche Füllwörter, ist eine Änderung dringend angesagt. 
Die einfache und banale Methode lautet: mitzählen.

Drittens: Spüren Sie die Ursachen auf. Der übermäßige Gebrauch von Füll-
wörtern hat normalerweise zwei Ursachen: Der Referent will damit eine ge-
wisse Unsicherheit verdecken oder er will Pausen im Redefluss überbrücken.  

Viertens: Bekämpfen Sie die Ursachen. Eine größere Sicherheit als Redner 
gewinnen Sie durch solide Vorbereitung. Pausen im Redefluss entstehen vor 
allem dann, wenn der Redner nachdenken muss, wie es weitergeht. Hat er 
vorher die Rede laut eingeübt, wird es ihm leichter fallen, flüssig vorzutragen.

Fünftens: Sprechen Sie langsamer und halten Sie bewusst inne. Lang-
sameres Sprechen bringt oft einen erheblichen Qualitätsgewinn. Das Publi-
kum kann besser folgen. Hinzu kommt, dass der Vortrag nicht dann besonders 
lebendig wirkt, wenn der Referent möglichst schnell spricht, sondern dann, 
wenn er das Sprechtempo bewusst verändert.

Sechstens: Üben Sie planvoll. Durch kontinuierliches Üben lassen sich viele 
Fehler und negative Angewohnheiten von Rednern sukzessive überwinden. 
Zum Üben können Probevorträge gehören, die Sie allein oder vor einem kleinen 
Publikum halten. Wichtig ist in jedem Fall eine gewisse Regelmäßigkeit.

Siebtens: Dokumentieren Sie Ihre Erfolge. Regelmäßige Videoaufzeich-
nungen sind auch eine gute Hilfe, wenn es darum geht, Veränderungen zu 
erkennen. � www.vogeltraining.de  

8. Oktober Entgelt Spezial: 
Reisekostenreform 2014

10. Oktober Pflegezeit, Familienpflege-
zeit – Freistellungsansprüche 
der Arbeitnehmer zur Pflege 
naher Angehöriger

18. Oktober Zehn Irrtümer über das 
Betriebliche Gesundheits-
management und wie man 
sie vermeidet

5. November Projekte sicher zum Ziel 
führen

6. November  Grundlagen der Arbeitsver-
tragsgestaltung

Weitere Informationen zu den Online-Seminaren  
erhalten Sie unter Tel. 0180 5050-440 und 
www.haufe-online-training.de

online-Seminare

Für Abonnenten des Haufe Personal 
Office Premium sind diese Online-
Seminare inklusive.

HPO

Seminare

15. und 16. 
Oktober, 
Hamburg

Online-Kommunikation und 
Social Media
Tel. 07551 9368-0
www.die-akademie.de

22. Oktober, 
Hamburg

Teams ohne hierarchische 
Macht führen
Tel. 0211 9686-3688
www.euroforum.de/P1106121  

23. Oktober, 
Ostfildern

Betriebliche Alters
versorgung durch Entgelt-
umwandlung
Tel. 0711 34008-99
www.tae.de

5. November, 
Frankfurt am 
Main

HR-Expertenworkshop 
„Vorbereitung auf den 
Auslandseinsatz“
Tel. 02224 94950
www.ifim.de

7. bis 8. 
November, 
Bonn

Wertschätzende Unter
nehmensentwicklung
Tel. 0228 265004
www.zfm-bonn.de

18. bis 19. 
November, 
Berlin

HR-Strategien für den 
demografischen Wandel
Tel. 0761 898-4422
www.haufe-akademie.de/52.54 

21. Novem-
ber, Frankfurt 
am Main

Ein Tag mit Dave Ulrich
Tel. 06196 4722-801
www.managementcircle.de

Personaler stehen häufig 
vor Publikum, aber nicht 
alle sprechen flüssig.
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Dem persönlichen Profil 
(„personal profile“) wird 
in angloamerikanischen 

Lebensläufen ein deutlich höherer 
Stellenwert beigemessen als im deut-
schen Lebenslauf. Dort beschreibt der 
Kandidat seine Stärken, etwa „I see my 
strengths in the managing of projects“ 
(meine Stärken sehe ich im Leiten von 
Projekten), seine Erfahrungen, etwa „I 
have hands-on knowledge of …“ (Ich 
habe in der Praxis erprobtes Wissen in 
…), und seine Interessen, etwa „I enjoy 
motivating teams.“ (Ich motiviere gern 
Teams.). Auch die Einschätzung durch 
andere wird dort vermerkt: „I’ve always 
been regarded as …“ (Ich bin immer als 
… angesehen worden.).

Business Phrases: 
„personal profile“

An dieser Stelle stellen wir Ihnen hilfreiche 

Redewendungen aus dem Englischen vor. 

Diese sind dem Haufe Praxisratgeber 

„Business English für Personaler“ entnommen.�
� www.business-english.de/personalmodul

Das verdient ein fachlicher Trainer

Im „Vergütungs-Check“ stellt das Personalmagazin in Zusammenarbeit 
mit dem Gehaltsexperten Personalmarkt Services die Gehälter zentraler 
Tätigkeitsfelder im Personalwesen vor. Das Durchschnittsgehalt eines 

fachlichen Trainers reicht je nach Unternehmensgröße von 26.778 Euro (Q1) 
bis 68.316 Euro (Q3). Überstunden werden im Mittel mit 1.854 Euro vergütet. 

HR-Netzwerke

Ansprechpartner: Wolfgang Witt 	  
E-Mail: wolfgang.witt@fidelis-hr.de

Im Dezember 2009 wurde das Personaler Forum gegründet, heute zählt es rund 1.300 
Mitglieder aus Deutschland, Österreich und der Schweiz. Jährlich finden circa 30 Treffen 
in verschiedenen Städten der drei Länder statt, bei denen die gesamte Themenbreite des 
strategischen Personalmanagements behandelt wird. Die Teilnahme ist kostenfrei, Vorausset-
zung für die Mitgliedschaft ist eine Tätigkeit als Personaler in einem Unternehmen. Ziel des 
HR-Netzwerks ist der Erfahrungsaustausch unter Personalern und HR-Wissenschaftlern der 
DACH-Länder. Es geht darum, aktuelle und strategische Themen des Personalmanagements 
zu diskutieren, sich mit Kollegen hierüber auszutauschen und das Know-how im Netzwerk zu 
erweitern. Und es geht um den Know-how-Transfer zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. 
Dieser Austausch ist auch virtuell möglich – in einer Xing-Gruppe (Fidelis HR Personaler  
Forum). Auf der Webseite www.personalerforum.de gibt es zusätzliche Informationen.

Personaler Forum

Unterhalten Sie einen nichtkommerziellen Personaler-Treff und sind offen für neue 
Mitglieder? Dann schreiben Sie unter dem Stichwort „HR-Netze“ eine Nachricht an: 
redaktion@personalmagazin.de.

Vergütungs-Check 

Firmengröße (in Mitarbeitern) Q3 Median Q1

< 21  42.724 Euro  34.583 Euro  26.778 Euro 

21–50  45.344 Euro  36.596 Euro  27.963 Euro 

51–100  48.327 Euro  37.382 Euro  32.415 Euro 

100–1.000  54.019 Euro  45.000 Euro  37.297 Euro 

> 1.000  68.316 Euro  53.275 Euro  43.452 Euro

übersicht

Sept.: Personalentwickler

Okt.: Fachlicher Trainer

Nov.: Persönlichkeitstrainer

Dez.: Syndikus

Jan.: Lohn und Gehalt

Feb.: Personalmarketing

März: Personalleiter

April: Personalreferent

Mai: Personalsachbearbeiter

Juni: Personalberater

Juli: Personaldisponent

Aug.: Branchenvergleich

Q3: oberes Quartil (25 Prozent aller Personen mit dieser Funktion verdienen mehr) 
Q1: unteres Quartil (25 Prozent unterschritten diesen Betrag). Veränderungen gegen-
über dem Vorjahr (über alle Firmengrößen): plus 1,2 Prozent.

Quelle: personalmarkt, 2013
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 Peter Drucker hat bereits in den 
1960er Jahren unterstrichen, 
dass für eine Führungskraft zu­
nächst die eigene Wirksamkeit 

im Vordergrund stehen muss. Anders 
formuliert: Nur wer sich selbst führen 
kann, sollte andere führen dürfen. Wel­
che Grundlagen heute für die erfolg­
reiche Organisation der eigenen Person 
gelten, ermittelte ich in über 90 Gesprä­
chen mit Führungskräften. Zusammen­
fassend schlage ich als Definition vor: 
Selbstführung umfasst Einstellungen 
und Methoden, um sich selbst zielgerich­

Von Burkhard Bensmann  � tet zu steuern. Persönliche Wirksamkeit 
setzt einen inneren konstruktiven Denk­
rahmen voraus und geeignete Verfah­
ren, sich selbst auf Ziele hin zu steuern. 
Selbstführung besteht aus drei aufeinan­
der aufbauenden Bestandteilen: Selbst­
erkenntnis, Selbstverantwortung und 
Selbststeuerung. Nur wer seine Fähigkei­
ten kennt, kann sie einsetzen und weiter­
entwickeln und sich im Führungsalltag 
gezielt und eigenverantwortlich lenken.
 
Personalchefs im Spannungsfeld

Das gilt natürlich auch für Personal­
chefs. Im Vorfeld dieses Artikels habe 
ich einige Personalchefs zum Thema 

Selbstführung befragt. Mich interessier­
te, wie sie sich im Spannungsfeld zwi­
schen den Funktionen als Dienstleister 
und Kontrolleur organisieren. Für Basti­
an Thiebach, bisher Personalleiter eines 
Spezialpapierherstellers und heute Ge­
schäftsführer einer Personalberatungs­
firma, steht zunächst die Orientierung 
an den Bedürfnissen der internen Kun­
den im Fokus, dann könne er sich auch 
als Sparringspartner auf Augenhöhe 
positionieren. Dr. Alexandra Krone, 
Personalchefin und Mitglied der Ge­
schäftsleitung eines mittelständischen 
Logistikers, sieht Kontrolle als Teil der 
Dienstleistungen ihres Bereichs an. Die 
Kernaufgabe sei vor allem die Gestal­
tung einer förderlichen Unternehmens­
kultur. Christian Campe, Prokurist und 
Bereichsleiter Personal bei einem regio­
nalen Stadtwerk, hat mit seinen Mitar­
beitern und im Dialog mit den internen 
Kunden ein Leitbild entworfen, welches 
die zentralen Rollen und Aufgaben des 
Personalbereichs klar definiert.

Gemeinsam ist diesen Ansätzen, dass 
sie die in meinen Augen zum Teil wi­
dersprüchliche Aufgaben des Personal­

praxis. Führungskräfte müssen zunächst sich selbst führen können, bevor sie andere 
führen dürfen. Nur wer seine Fähigkeiten kennt, kann sich zielgerichtet steuern.

Führen Sie sich selbst

In seinem Buch gibt Burkhard Bensmann Einblicke in die Führungskultur und die  
Selbstorganisation bekannter Unternehmer.

In seinem zweiten Buch zum Thema Selbstführung 
beschäftigt sich der Osnabrücker Organisationsberater 
und Coach mit kreativen unternehmerischen Menschen. 
In persönlichen Gesprächen ergründet er, wie sich unter 
anderen die Galeristin Vera Munro, der Skateboardpapst 
Titus Dittmann, der Gestalter Mike Meiré oder auch die 
Exil-Afghanin Nadia Qani selbst organisieren, Ausgleich 
finden und zielsicher den Alltag managen. Zusätzlich 
stellt Bensmann sein Modell der „Sieben Felder der 
Selbstführung“ vor, mit dem die Leser selbst analysieren 
können, inwieweit sie die Fähigkeit zur Selbstführung 
besitzen.

Wo gute Führung beginnt

PraxisbeispielBuchtipp

Das Thema Selbst- 
führung nimmt eine 
zentrale Rolle bei der 
Auswahl und Weiterent­
wicklung von Führungs­
kräften ein.

Burkhard Bensmann: Selbstführung. Wie sich kreative Entrepreneure erfolgreich organisieren,

280 Seiten, Books on Demand, Norderstedt, 2013 (2. Auflage). 24,95 Euro.
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ten muss, sollte selbstverständlich sein 
und wird von meinen Interviewpartnern 
bestätigt. Ich habe in meiner Beratungs­
praxis aber auch andere Führungskräf­
te erlebt, denen die Auseinandersetzung 
mit dem Thema Selbstführung erst die 
Augen für die persönliche Belastungs­
situation geöffnet hat. Die vorbildliche 
Beschäftigung mit schonungsloser 
Selbstanalyse, konsequenter Selbstver­
antwortung und wirksamer Selbststeu­
erung zeigt eben auch den Stress und 
die Sandwichposition auf, denen sich 
HR-Führungskräfte ausgesetzt fühlen. 
Angesichts der wachsenden Anforde­
rungen an Personalchefs werden sich 
diese häufig selbst an der Grenze zum 
Ausbrennen sehen.

Überprüfen Sie sich selbst

Nach der alten Formel „take it, change it 
or leave it“ schlage ich Führungskräften 
vor, sich selbst und die eigene Tätigkeit 
zu überprüfen:
• Take it: Ich kann meine gegenwärtige 
Situation schätzen, zumindest ertragen. 
Ich kann darin wachsen und meinen 
Beitrag zum Unternehmen liefern.
• Change it: Die Situation erfordert eine 
Veränderung – meine eigene oder die 
des Unternehmens. Ich kann meine Ar­
beitsumstände aktiv beeinflussen und 
ändern. Ich habe eine Wirkung auf das 
Unternehmen, daran kann ich wachsen. 
Es lohnt sich, Einfluss zu nehmen.

• Leave it: Ich habe keine Chance auf 
gelingende Veränderungen und nehme 
persönlich Schaden. Meine Situation 
ist in der Summe „toxisch“. Ich schütze 
mich und richte meine Energie auf das 
Verlassen der Organisation.

Nach meiner Erfahrung bürden wir 
den Leistungsträgern in den Unter­
nehmen derzeit Rollen und Aufgaben 
– auch im Personalbereich – auf, die 
mindestens auf mittlere Sicht gerade 
die Engagierten, die Ungewöhnlichen, 
die Veränderer aussaugen. Das ist nicht 
sehr wertschätzend. Angesichts der 
Rollen- und Aufgabenvielfalt tun solche 
Führungskräfte gut daran, sich radikal 
immer wieder zu überprüfen und sich 
die Frage zu stellen, ob und wie sie den 
aktuellen Herausforderungen gewach­
sen sein können. Selbstführung kann in 
diesem Zusammenhang helfen, sich zu 
schützen und Grenzen zu ziehen.

Die Verantwortung der Personalchefs 

Die Führung der eigenen Person ist eine 
Grundkompetenz für Führungskräfte 
auf allen Ebenen. Dem Personalbereich 
kommt es zu, für das Unternehmen ge­
zielte Lernangebote für dieses Feld zu 
schaffen, in denen diese Fähigkeiten 
ausgebaut werden können. Die Perso­
nalchefs selbst prägen die Kultur des ei­
genen Bereichs und nehmen insgesamt 
Einfluss auf die Unternehmenskultur. 
Sie stehen vor der besonderen Heraus­
forderung, sich in vorbildlicher Weise 
selbst zu führen. Dies gelingt durch 
achtsame Haltung, durch geeignete Me­
thoden und Instrumente der Selbstrefle­
xion und durch die Fokussierung auf die 
Hauptaufgaben. Die Selbstführung kann 
die Basis schaffen, um andere erfolg­
reich zu führen, wenn sich im Resultat 
persönliche Glaubwürdigkeit, authenti­
sches Auftreten und echte Vertrauens­
würdigkeit einstellen.�

bereichs reflektieren und innerhalb des 
Unternehmens „anfassbar“ machen, 
sich dem Dialog stellen. Reflexion ist also 
das zentrale Stichwort.

Förderung der Selbstführung

Die befragten Personalchefs berichte­
ten übereinstimmend, dass das Thema 
Selbstführung eine zentrale Rolle bei 
der Auswahl und der Weiterentwick­
lung speziell von Führungskräften 
einnimmt. Und den Interviewten ist 
bewusst, dass sie immer auch selbst als 
Vorbild agieren müssen, denn die Mitar­
beiter prüfen kritisch, ob das Geforderte 
mit dem Vorgelebten übereinstimmt.

Was geschieht konkret in den Un­
ternehmen? In den internen Weiterbil­
dungsprogrammen für Führungskräfte 
der dm-Drogeriemärkte wird ein Wei­
terbildungsmodul angeboten, das sich 
explizit mit dem Thema Selbstführung 
befasst. Auch Alexandra Krone kann ein 
seit 2008 durchgeführtes Nachwuchs­
programm aufweisen, bei dem eines der 
ersten Module das Thema fokussiert. 
Zentrale Aspekte sind die Förderung der 
Selbstreflexionsfähigkeit und die Steige­
rung der Eigensteuerung. Es gibt weitere 
Beispiele, die aufzeigen, dass die grund­
legende Fähigkeit der Selbstführung 
in das Curriculum der Weiterbildung  
aufgenommen werden muss. Bei Ede­
ka etwa durchlaufen sowohl angestellte 
Führungskräfte als auch selbstständige 
Unternehmer sogenannte Kompetenz­
programme, die systematisch Methoden 
und Instrumente der Selbstorganisation 
vermitteln. Hierzu liegen mittlerweile 
praxistaugliche Konzepte vor. Ich selbst 
nutze in Coachings mein Modell der 
„Sieben Felder der Selbstführung“, um 
die wesentlichen Stärken und Schwä­
chen schnell und präzise zu ermitteln 
und Entwicklungsziele zu vereinbaren.

Augen auf für die eigene Belastung

Selbstreflexionsfähigkeit wird als Ein­
stellungsvoraussetzung für alle Füh­
rungskräfte gefordert. Dass dies auch 
für die Position eines Personalchefs gel­

Dr. Burkhard Bensmann ist Berater, 
Buchautor und Honorarprofessor für Kom-
munikation und Organisationsentwicklung.

Als Ergebnis seines Forschungsprojekts 
entwickelte Burkhard Bensmann ein 
Modell, das die sieben relevanten Fel-
der der Selbstführung erfasst.

Quelle: Burkhard Bensmann

7-Felder-Modell

Vision und Mission1

Körper, Seele, Geist2

Fähigkeiten und Selbstentwicklung3

Partner, Mitarbeiter und Netzwerk4

Prozesse und Strukturen5

Projekte und Produkte6

Mehrwert7
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Konfliktmanagement. Professio-
nelle Konfliktlösung ist und bleibt 
wichtig für Unternehmen. Das 
bestätigt die Tatsache, dass das 
Buch der Wirtschaftsmoderato-
rin und Führungskräftetrainerin 
Anita von Hertel, das erstmals 
2003 auf den Markt kam, nun in 
dritter, überarbeiteter Auflage er-
schienen ist. Im Vorwort zur neu-
en Auflage stellt die Autorin fest, 
dass professionelle Konfliktlösung 
nun dabei ist, ein völlig neues 

Qualitätsniveau zu erreichen. Das habe etwas mit der Verbrei-
tung der Mediationskompetenz in der Gesellschaft zu tun. Über 
die Grundlagen, zum Beispiel über Konflikte als Führungsauf-
gabe, über Mediationstechniken und -kompetenzen, informiert 

sie im weiteren Buchverlauf. In einem separaten Kapitel geht 
sie darauf ein, wie Führungskräfte sich und ihre Mitarbeiter 
vor Tricks in der professionellen Konfliktlösung schützen kön-
nen. Und in einem weiteren Kapitel erklärt sie den Lesern, 
welche Möglichkeiten sie haben, ihre Mediationskompetenz 
in der Praxis einzusetzen. Dabei setzt sie auf das sogenannte 
„Mikado-Modell“, das den Anwendern ein Raster zur Verfü-
gung stellt, mit dem sie für jeden Konfliktfall das richtige Ver-
fahren auswählen können. Der ausführliche Anhang enthält 
ein Lexikon mit Konfliktlösungsbegriffen sowie weiterführen-
de Literatur, Kontaktadressen und Materialien.
Bewertung: Das Praxisbuch überzeugt mit zahlreichen 
Übungen, in denen die Leser ihre eigene Konfliktlösungskom-
petenz schulen können. Auch auf das neue Mediationsrecht 
geht die Autorin ein. (dfu)
Anita von Hertel: Professionelle Konfliktlösungen. 328 Seiten, Campus 

Verlag, Frankfurt am Main, 2013. 34,99 Euro.

Konflikte lösen im Unternehmen

Dienstreisen. Der Verband Deutsches 
Reisemanagement (VDR) versteht 
unter Geschäftsreise jede betrieblich 
veranlasste Reise, die anhand von ein-
zelnen Reisekostenabrechnungen er-
fasst wird. Laut VDR hat die Zahl der 
Geschäftsreisen zwischen 2008 und 
2011 um 0,5 Prozent zugenommen. 
Mit den steigenden Kosten von Dienst-
reisen, mit deren Management und 
Abrechnung befassen sich verschie-

dene Autoren. Viel Raum wird im Buch den rechtlichen As-
pekten eingeräumt, unter anderem geht es um die Reform des 
Reisekostenrechts und um die Abgrenzung von Arbeitszeit und 
Reisezeit. Der größte Teil des Buchs widmet sich aber dem IT-
gestützten Reisemanagement. Hier geht es beispielsweise um 
mobile Abrechnungsmöglichkeiten, den Aufbau eines Travel-
Management-Systems und um Outsourcing von Leistungen.
Bewertung: Wer sich in das Thema Dienstreisemanagement 
einarbeiten möchte, erhält hier facettenreiche Informationen 
von Führung über Recht und IT. Etwas störend im Buch sind 
die vielen Werbeseiten. (dfu)
Gerd Otto-Rieke (Hrsg.): Modernes Geschäftsreise-Management 2013. 

128 Seiten, Alabasta Verlag 2000, München, 2012. 20,00 Euro.

Change Management. Mittlere Mana-
ger fühlen sich in Wandelprozessen 
wie in einem Sandwich, weil sie von 
beiden Seiten Druck bekommen. Das 
obere Management will umfangreiche 
Veränderungen durchführen und hat 
unrealistische zeitliche Vorstellungen. 
Die Mitarbeiter sehen keine Veranlas-
sung, gut funktionierende Abläufe um-
zustellen. Diese Spannungen müssen 
die Mittelmanager aushalten. Und sie 
müssen damit umgehen können, im-

mer wieder die Überbringer schlechter Nachrichten zu sein. An-
hand von Beispielen will der Autor das Wissen vermitteln, das 
Führungskräfte für den Wandelprozess benötigen. Das Buch ist 
anhand von zehn zentralen Fragestellungen aufgebaut. Die ein-
zelnen Kapitel betreffen Problemfelder wie: Warum verhalten 
sich die Mitarbeiter in Veränderungen oft irrational?
Bewertung: Das Buch richtet sich gezielt an Führungskräfte, 
die Inhalte sind stark praxisorientiert. Gut sind die diversen 
Downloadmöglichkeiten. Selbst die im Buch enthaltenen Car-
toons können in Farbe heruntergeladen werden. (dfu)
Alexander Groth: Führungsstark im Wandel. 239 Seiten, Campus Verlag, 

Frankfurt am Main, 2013. 24,99 Euro.

Dienstreisen professionell  
managen und abrechnen

Wie Mittelmanager richtig 
durch den Wandel führen
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Bloggerszene in Wallung
Personalmagazin, Ausgabe 8/2013, Titelthema

Zu einem Aufschrei  in der Social-Media-Welt führte das im Titelthema der 
Ausgabe 8 vorgestellte Ranking von HR-Blogs, das die Wiesbaden Business 
School erstellt hatte. Hier Auszüge einiger Kommentare aus dem Internet. 

Das Ranking ist so stark subjektiv und gewichtet so ungleich und 
fern der Realität, dass sich rund 100 Kommentare unter dem Bei-
trag zu Recht echauffierten. Bei der Recherche haben sich die bei-
den (Autoren, Anm. der Red.) von Meta-Blogs leiten lassen und sich 
nicht mal die Mühe gemacht, die Syntax der wichtigen Blogs als 
relevantes Beurteilungskriterium zu gewichten. 
				            Markus K. Reif, www.reif.org 

Bei mir ist das ganze Thema erst wieder ... im Facebook-Stream von 
den geschätzten Wollmilchsau-Kollegen (aufgeschlagen). Schon 
merkwürdig, dass da teilweise gefragt wird, wen so ein Ranking 
überhaupt interessiert, dann aber gefühlte 150 Kommentare dazu 
abgegeben werden Also zunächst mal Volltreffer. Mitten im Som-
merloch bekommt das Personalmagazin die deutsche HR-Blog-
gerszene ordentlich in Wallung. � Gero Hesse, www.saatkorn.com

Was richtig schlecht ist, ist die Art und Weise, wie das Blogranking 
entstanden ist. Dass nämlich bei der Anfrage für die Erhebung der 
Informationen im Rahmen der Bachelorarbeit (zum Ranking,  
Anm.  der Red.) mit keinem einzigen Wort erwähnt wurde, dass das 
Ganze für eine Agentur erfolgt. �
			   Henner Knabenreich, zitiert auf www.reif.org

Folgende Punkte sind aus meiner Sicht dafür ausschlaggebend, dass 
sich einige Personen wegen dieses Rankings aufregen. Nicht er-
klärte Kriterien: Die Bewertungskriterien sind leider unkommen-
tiert und lassen dadurch viel Freiraum für Interpretationen. Falsche 
Maßstäbe: Warum soll es für einen HR-Blog negativ sein, wenn es 
keine breite Themenvielfalt hat? Es sind die individuellen Fachge-
biete, welche die einzelnen Blogs interessant machen. (...) Vertane 
Chance: Einen Überblick über die deutsche HR-Bloggerszene zu 
geben wäre eine tolle Chance gewesen, um deutlich mehr Mehrwert 
zu liefern. 
	    Tim Verhoeven, www.nocheinpersonalmarketingblog.blogspot.de 
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Fehlerkorrektur
Personalmagazin, Ausgabe 8/2013, Seite 20

Leider ist uns im Interview „Ein Blog kommt auf den Punkt“ mit Frau 
Eva Zils ein Fehler bei der Nennung ihres Blogs unterlaufen. Die korrekte 
Schreibweise lautet www.online-recruiting.net.
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Das nächste Personalmagazin erscheint am 24. Oktober

Titel	 Projekte führen und rechtzeitig abbrechen

Management	 Das Ende des Talent-Grids

Organisation	 Agile Organisationen

Recht	 Werkvertrag oder Scheinselbstständigkeit

Persönlich	 Peer to Peer Consulting

Was machen Sie gerade?
Um unser Wachstum im Unternehmen 
besser abbilden und gestalten zu kön-
nen, optimieren wir unser internationa-
les Talentmanagement, überarbeiten die 
Arbeitgebermarke und planen eine neue 
international einsetzbare HR-Software.

Was sind Ihre aktuellen Herausfor-
derungen in HR?
Die richtige und passende Gestaltung der 
HR-Aktivitäten in den einzelnen Märkten 
sowie die Gewährleistung eines effektiven 
Supports weltweit sind große Herausfor-
derungen, die nur mit Top-Personalmana-
gern aus den Regionen gelingen.

Welches Projekt würden Sie gern 
umsetzen, wenn Ihnen ein verdoppeltes 
HR-Budget zur Verfügung stünde?
Wir investieren streng nach der Richtlinie 
der Wertschöpfung, nicht danach, wie viel 
Geld noch zur Verfügung steht.

Eine wichtige Tugend für einen Perso-
nalmanager ist …?
Offenheit, Ehrlichkeit, Integrität – und 
stets mit Rückgrat.

Welche berufliche Entscheidung war 
bisher die schwierigste für Sie?
Es war sicherlich der Sprung von der Be-
ratung auf die „andere Seite“. Ich habe 
lange mit mir gerungen, im Nachhinein 
habe ich den Schritt nie bereut.

Wie halten Sie es mit der Work-Life-
Balance?
Sicher lässt sich da noch etwas optimie-
ren. Ich bin jedoch sehr froh, in einem 

Wie haben Sie sich zuletzt weitergebildet?
Durch den diesjährigen Personalmanage-
mentkongress in Berlin.

Wer inspiriert Sie?
Generell habe ich keine großen Vorbilder. 
Meist sind es eher die jungen, talentierten 
Mitarbeiter, die vor Ideen nur so sprühen 
und mich dadurch inspirieren.

Wofür hätten Sie gern mehr Zeit?
Für meine Kinder und einen noch nicht 
vorhandenen Oldtimer.

Roland Hehn startete nach seinem Studium der BWL und Pädagogik bei der Personal- 
und Unternehmensberatung Dieter Stramer & Partner in den Beruf. Im Anschluss war er bei 
der Commerzbank und bei Nestlé in verschiedenen Personalleitungsfunktionen tätig. 2008 
wurde er Geschäftsführer bei der Otto Bock Healthcare GmbH. Roland Hehn wurde unter 
anderem für das beste Personalmanagement im deutschen Mittelstand ausgezeichnet.

Unternehmen zu arbeiten, das viele Frei-
heiten und Unterstützungen bietet. Diese 
Verlässlichkeit ist viel bedeutender als 
eine reine Stundenzahl.

Wie kam es, dass Sie sich für eine HR-
Laufbahn entschieden haben?
Ursprünglich wollte ich ins Controlling, 
was mir aber im Laufe des Studiums zu 
trocken erschien. So habe ich noch das 
Studium der Pädagogik ergänzt, das mir 
somit den Weg ins Personalwesen vor-
zeichnete.

Ganz persönlich



Erfolgreich bleibt,

wer effi zient arbeitet.

Darum setze ich bei

der Lohnabrechnung

auf DATEV.

Bei der Lohnabrechnung spielen Effizienz und Zuverläs-

sigkeit eine wichtige Rolle. Gut, dass DATEV-Lösungen

beides berücksichtigen. Mehr Infos zum umfassenden

Software-, Unterstützungs- und Weiterbildungsangebot

bei Ihrem Steuerberater oder unter Tel. 0800 1001116.

www.datev.de/lohnabrechnung

Zukunft im Kopf.

www.haufe-akademie.de

Durch passgenaue Lösungen 
und einzigartige Services er-
leichtert die Haufe Akademie 
die Zukunfts gestaltung 
von Unternehmen und die 
konti  nu ierliche Kompetenz-
erweiterung von Fach- und 
Führungskräften.

Kompetenz für Fach- 
und Führungskräfte

Zukunftsgestaltung 
für Unternehmen



Unser Maßstab sind Sie.

Betriebliche Zukunftsvorsorge

bav@fil.com
www.fidelity.de/institutionelle

Für eine erfolgreiche Mitarbeiterbindung wird die 
betriebliche Zukunftsvorsorge immer wichtiger. Denn 
Arbeitnehmer suchen zunehmend Stabilität und Ver-
lässlichkeit. Von A wie Altersvorsorge bis Z wie Zeit-
wertkonto bietet Fidelity Ihnen maßgeschneiderte 
Vorsorgelösungen. Gleichermaßen unterstützen wir 
Sie bei der Umsetzung und Implementierung.
Service – aus einer Hand – der sich bezahlt macht, 
auch für Ihre Mitarbeiter. Unser wichtigstes Erfolgs-
merkmal: Als unabhängiger Vermögensverwalter 
sind wir ausschließlich unseren Kunden verpflichtet. 
Denn unser Maßstab sind Sie.

Zukunft
braucht
Verlässlichkeit. H
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